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PHÄ6IDENT (um 14 Uhr 40 Minuten): Ich
eröffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten
Sitzung ist geschäft'Sordnungsmäßig aufge­
leg,en; es ist unbeanstandet geblieben, denmach
als genehmigt zu betracht,en.

Von der iheutigen Sitz-ung haben sich ent­
schuldigt die Herren Abgeordneten Fehringer
und Dubovsky.

Die Zustimmung des Hohen Haus,es voraus­
setzend, hahe kh die in den gestrigen Ge­
schäftsausschüssen verabschiedeten Zah] en
326 und 325 noch auf eine Nachtragstages-

ordnung stellen lassen. (Nach einer Pause)
Keine Einwendung.. Die Nachtragstagesord­
nung 'liegt auf den Plätz'Cll ,der Herren Ahge­
ordneten auf.

Ich habe auch den Index zu den Stenographi­
schen Protokollen des Landtages von Nieder­
österreich - II. Session, V. Wahlpcriode ­
vom 20. Oktober 1950 bis 12. Juli 1951 auf­
kgen .Jassen.

Ich ersuche um Verlesung ,des Einlaufes.
SCHRIFTFüHRER (liest): Vorlage der

Landesregierung, betreffend Voranschlag 1952,
B,ewilligung von Überschreitungen und gegen­
seitiger Deck,ungsfähigkeit von Voranschlags­
ansätzen ; Verwcndung des Kredites heim
außeror,dentlichen Voranschlagsansatz 2410.

Vorlage der Landesregi,erung, betr,effcnd
AußerordenHicher Voranschlag 1952; Über­
schreitung:sbewilligung beim Kredit des Vor­
anschlagsansatzes 7420-6], zum Aushau ,der
BäuerJi.chen F,achsrhulen.

Vorlage der Landesregierung, betreffend das
Gesetz über den !Beginn der Schulpflicht.

Ant'rag der Abgeordneten Etlinger, Bachin­
ger, Dienbauer, Tesar, MüIlner, Weger,er und
Genossen, ibetreffend Gefährdung des Zucht­
viehibestandes in mehreren Verwaltungsbezirkcn
des Landes Nieder'Österreich.

PRÄSIDENT (nach Zuweisun,Z des Ein­
tau/es an die zuständigen Ausschüsse): Wir
gelangen ZiU'r Ber,atung der Tagesordnung.

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten G '1\ t­
sc her, die Verhandlung zur Zahl 318 einzu­
leiten.

Berichterstatter Ahg. GUTSOHER: Ich habe
namens des Verfassungsausschusses über den
Bericht und Antr.ag der Landesregierung, be­
treffend die Wiedererrichtung des Bezirksge­
riohks und Grundbuchamtes in Herz,goenburg
(Antrag der Abgeordneten Reitzl, Saßmann,
Bachinger, feh ringer, 'Etlinger, Stangler und
Genossen vom 29. No'vember 1951) zu be­
richten.

Der Landag von Niederöster'f'eich hat in seri­
!ler neunten Sitzung am 21. Feb:mar 1952 die
Landesregierung -aufgefordert, die enforderEchen
Maßnahmen für die Wiedererrichtung des
Bezil1ks,gericMes und Grundbuohamtes in Her­
zogen1burg zu treffen, Hierzu beehrt sich die
niederösterreichische Lanctesregierunlg zu be­
ric1hten, daß das Bundesministerium für Justiz
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auf die h. ~i. Anfrage wie folgt geantwortet hat
(/il'st) :

me fra(f,edcr Wiedereröffnung dcs mit
" t"l,

1. Juli 1943 aufgelassenen und seither al,s 50-

aenanntes Gerichtstagsgericht betriebenen Be­
;irksgerichtes in Herzog1enlburg hat dem Bun­
desministerium für Justiz wiederholt Anlaß zur
Anordnung eingehender und gründlicher Er­
hebungen gegeben, wekhe sowohl durch Nach­
scha1,l in l-terzogenibmg seIhst als a,uch durch
Überprüfung der Register und Akten der Be­
zirksgerichte St. Pöltcn und Herzogmlburg und
insbesondere auch der Verkehrsverhältnisse
geführt wurden.

Aus Anlaß des Antrages der Bürgermeister,
Vertreter der Kammern und Geldinstitute vom
17. Dezembe'r 1950 liegt nun ein Bericht des
Präsidenten ,des Oberlandesgerichtes Wien vor,
der sich auf die Sachdarstellungen des Präsi­
dcnten des Kreisgerichtes und des Vorstehers
des Bezirksgerichtes St. Pälten und die Anfalls­
ziffern der Jahre 1937 und 1951 aus den Ge­
meinden des Gerichtsbezirkes Herzogenburg
stützt sowie auch ,die Personal- und Verkehrs­
verhältnisse ei,ner eingehenden Darstellung
unterzieht.

In den widhtigsten Sparten der Rechtspflege
ergibt die Gegenüberstellung des Geschäfts­
anfalles 1937 (gleich 100 Prozent) und 1951
folgendes BHd:

AnfaU Pro-
Geschäftsart 1937 1951 zent

A (Verlassenschaftssachen) 307 309 IOD
P (Vormundschaften) 132 71 54
C (Prozesse) 468 157 33
E (Exekutionen) 1867 901 48
U (Stra,fsachen) 664 416 (13
Hs (Rechtshi.Jfe-Strafsachen) 6m 54 8
Tz (Grundbuchsachen 2393 1294 54
woraus sich ein durchschnittlicher Rückgang des
Anf.aHes auf rund 50 Prozent er,gibt. Hiel~bei ist
niaht berücksichti,gt, daß die Verlassenschafts­
sachen die betroffenen Parteien bezüglich des
Sitzes des Abhandl:ungsgerichtleskaum berüh­
ren, weil diese in der weitaus überwiegenden
Anzahl der fäHe von den Gemeinden und von
dem in Herzogmburg ansässigen Notar vor­
erledigt werden, sowie daß ,auoh in den
ExekutioIlissachen ein persönliches Erscheinen
der Parteien bei Gericht nichter'forderlich ist,
weil diese großteils von den VoHstreokungs­
organen in den Gemeinden selbst behandelt
werden müssen. Werden diese beiden Geschäfts­
gattungen bei der obigen Berechnung außer
Betracht gelassen, so ergibt sich ein Absinken
des Anfalls der bei Gericht selbst mit den Par­
teien zu ver1handelnden Sachen sogar auf rund
40 Prozent gegenüber dem Jahre 1937.

Die Geschäfte aus dem Gerichtsbezirk Her­
zogenburg wurden bisher in den sechs Ab-

teilungen des Bezirksgerichtes St. Pölten klag­
los miterledigt, wozu noch kommt, daß ein. sehr
ibedeut,ender Teil der richterlichen Agenden an
den Gerichtstagen in Herzoglenburg sellbst er­
ledigt wird. fakhsch ibeste1ht also derzeit schon
der Zustand, wi'e er sioh nach Wiedereröff­
nung des Gerichtes in Herzqgenburg für die
rechtssuchende Bevölkeru:ngaus dessen Spren­
gel auch ni'cht anders darstellen würde.

Vom Standpunkt der justizverwaltung aus
betrachtet, würde jedoch diese Maßnahme die
freistellung eines Richters und von vier niclht­
richterlichen Beamten bedeuten, die derzeit ein­
fach nicht zur Verfügung stehen. Das Bezirks­
gericht St. Pölten kann die Agenden aus dem
Sprengel Herzoge:nburg mit dem derzeitigen
Persünalansta,nidsIos bewältilgen, weil die Ver­
teilung des Anfalles bei einem Gericht mit sechs
Ri,ehtern und der entsprechenden Anzahl von
Kanzleibeamten infolge der rationellm'en
Arbeitsmöglichkeit und der größ·eren Auslast­
barkeit reibungslos erfoIgen kann. Dagegen
wären beim Bezirksgericht Herzorgenburg der
Richter und der Grundibuchführer, die beiden
notwendi,gen Kanzleibeamten und die Schreib­
kt-;;lft bei den oibang,eführten AnfallsziHern weit­
aus nicht ausgelastet, so daß zumindest der
Richter mit einem Tei,l seiner Arbeitskraft bei
einem anderen Gericht Verwendung finden
müßte. Wäre er aber dann nur an zwei oder
drei Wochentagen oder noch seltener in Her­
zogenrburg erreichbar, so bedeutete dies für die
rec!htssuchende Bevölkerung keine Änderung
des derzeit infoIge Abhaltung der Gerkhtstage
bestehenden Zustandes.

Dazu kommt, daß die Beharuptung, das
Bezirksgericht in Herzogenburg sei seineruit
das viertgrößte Niederösterreichs gewesen und
sein Sprengel umfasse über 25.000 Einwohner,
einer Überprüfung niclht standzuhalkn vermag.
Denn nach den El~gebnissen der Volkszäh­
lung 1951 steht der Gerichtsbezirk Herzogen­
burg mit 20.570 Einwohnern derzeit unkr den
53 niederösterreichischen Bezirksgerichten an
21., hinsiclht<1ich des Flächenausmaßes sogar an
35. Stelle (Volrk,s,zählungsergebnisrse 1951, Heft 1,
herausgegeben vom Öskrrei'chisohen Statisti­
schen Zentralamt, Wien 1(51). Dioe Stadt liegt
femel' nur 11 Kilometer von St. Pölten entfernt,
wo die Bezir'Ks1hauptmannschaft, das finanzamt
und weitere Behönden und Ämter ihren Sitz
haben und wolhin nicht nur zwei, Bahnlinien,
sondern auch mehrere Autobusverbindungen
aus dem Sprengel von Herzogenburg bestehen.
Selbst dann, wenn also in ei'11,zelnen fällen ein
Rechtssuchender nicht zu den Amtsta:g,en nach
Herzogenburg kommen kann oder will, ist die
Zureise nach St. Pölten ohne ins Gewicht fal­
lenden Zeitverlust und Geldaufwand ohne wei­
ters möglich.
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Wenn zu all dem noch erwähnt werden muß,
daß vorrHegenden Berichten nach der größte
Teil der Gemeinden des Dunkelsteiner Wa'ldes
der Wiedereröffnung des Beziriksg:eni'Chtes in
Herzogenburg ahlehnend ge;genüberstlehen soll
und die Marktgemeinde Tr.aisma:uer sich sogar
für di'es,en Fall die Wahl eines anderen Gerichts­
standortes vonbelhalten will, und wenn schließ­
Hch noch auf di,e nach einer Mitteilung des
Bürgermeisteramtes Herzogenburlg ,an das
Oberl;mdesgerkhtspräsidium Wien derzeit un­
lösbare Frage der ß,eschaffung von Wohnungen
für das Gerichtspel1sOllal hingewiesen wird, er­
scheinen 'aUe Umstände dangestellt, Iwelche den
abIehnenden Standpunkt der justizverwaltung
hinsichtlich der Ändemng des derz,eitigen Zu­
standes der Gerichtsorganisation im Bezirk
Herzagenlbur;g 'sowohl aus persoualtechnischen
als insbesondere lauch aus staatsfinanzidlen
Ges,ichtspul1ikten begründet erscheinen lassen."

(Zweiter Präsident übernimmt den Vorsitz.)
Der Antrag des Verfalssungsausschusses

laut,et (liest):
Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Der Bericht der niederösterreichischen Lan­

desregi,erung, betreffend die Wiedererrichtung
des Bezirksgerichtes und Grundbuchamtes in
Herzogen:burg wird zur Kenntnis genommen."

Ich bitte um Annaihme dh~ses Antrages.
2. PRÄSIDENT: Ich eröffne die DeibaUe, zum

Wort gelangt Herr Abg. Landc:srat Gen ne r.
Abg. iLandesmt OENNEiR: Boher ILandtag!

Das Bezinksgericht in Herwgenburg ist das
zweite niederösterreichische Bezirksgericht, das,
nachdem es im Krieg von den Nazis ,beseitigt
worden ist, nun im niederösterreichisc:hen Land­
tag ein Be'grä1mis III. Klasse, sozusagen dn
Armeleutebegräbnis erhalten solL Die Leid­
tragenden sind in diesem Falle die Bewohner
des Bezirksgerichtssprengels Herwgenburg.
Di'eses Beispiel zei,gt wieder einmal, wie die Be­
stattung in dem Massengra:b der Koalition, wo
friedlich Anträ:ge ,der öVP neben denen der
SoziaJi,sten liegen, vor sich geht.

Am 21. F,ebruar laufenden jahres hat der
Landtag 'einstimmig einen Antrag 'von Abgle­
O'rdneten der öVP angenommen, in dem die
Landesregierung ,auf,gefordert worden ist, ,die .
erforderlkhen Maßnahmen zur Wiedererrioh­
tung ,des lB:eziiksgerichtes und d~3 Grundbuch­
amtes in Herzogenbur,g zu treffen. Nun liegt
die Antwort vor. In diesem Antrag, der damals
einstimmi,g besohloss'en wurde, ist unter
anderem darauf hingewiesen worden, daß die
Fahrt nach St. Pölten mit Mehrauslagen und
Zeitverlust verbunden ist; in diesem Antrag
ist weiter in sachlich durchaus begründeter und
berechtigterWeise darauf hingewiesen worden,
daß in Herzogenibur,g ein geräumiges Unter-

kunftsgebäude vorhanden ist, während sich in
St. Pöltel1 das Bezirksgiericht und dias Orund­
buchamt 'in NotunterkünHen befinden. 'Es
wurde auch ,gesa,gt, daß für die Wohnungen
gesorgt we~den kann, 'Schließlich 'Wurde die
Feststellung gemacht, mit der Wiedererrichtung
des Bezirksgerichtes 'und Grundbuchamtes in
Herzogenburg würde ein Unrecht, dias im
Jahr 1943 an der Bevöl1klerung verübt wor,den
ist, wieder gutgemacht werden. Was hat aber
die Landesregierung gemacht, 'Um zu erreichen,
daß dieses Unrecht gutgemacht wird, welche
erfordedkhen Maßnahmen hat die Landes­
regierung nach diesem einstimmigen Beschluß
des Landtages durchgeführt? Das Präsidium
des Amtes der nieder'österreichischen Landes­
regierung hat schon ,am 1. März einen Bdef
an das justizministerium gesch6eben, di,esem
Brief lag eine Abschrift des Antra,ges. des
niederösterreichischen Landtages bei und es
wurde an das B'undesministerium für Justiz
das Ersuchen ~gestellt,' zu diesem Antra.g
zwecks BerichterstaHung ati den Landtag
SteHung ZiU nehmen. Schluß, sonst nichts! Nun
ist diese Stellungnahme ,gekommen, sie war,
wie Ieider vomuszusehen war, ablehnend. In
der Begründung des Jl1stizministeriums heißt
es unter anderem, wie der Herr Berichterstatter
schon gesagt hat, daß der Oes'chäftsanf.all ­
wie dieser schöne Ausdruck heißt - gegenüber
1937 im Dtirchschnitt um rund 50 Prozent
rückgängig ist. Bei den Verlassenschafts­
abhandlungen ist er allerdingsf,ast gleich­
geblieben. Die Verlassenschaftsalbhandlungen
w1erdenaber, wie es ebenfalls im Bericht
heißt, in den Gemeinden und bei den
Notar,en vorerled i,gt. Im Jahr 1951 sind
901 Exekutionen, das sind 48 Prozent
weniger gegen 1937, durc1hgeführt worden. Das
spideaber überhaupt keine RoHe, weil es bei
Exelmtionen nicht notwendig sei, daß die B'e­
treffenden zu den Oerichten kommen, wie das
auch in dem Bericht f.estgest'ellt wird, da die
EXlekutionen von den Vonstred~ungsorganen

ohnedies in den betreffenden Gemeinden vor­
,genommen werden. Der Exekutor kommt ins
Haus une!' er scheut da keinen noch S'O weiten
Weg. W:as brauchen) also, sagt man, Idie Leute
noch ein Bezir'ksgericht. In der Begründung
wird unter anderem ,auch darauf hingewiesen,
daß nicht, wie es im Antrag heiß,t, in diesem
Gebiet eine Bevölkemng von 25.000, sondern
nur etwas 'Über "'20.000 Einwohner vorhanden
sind und daß unter den 53 Gerichtsbezirken
,der Gerichtsbezirk Herzogenburg hinsichtlich
seiner 'ßevölkerungsz,ahL an 21. Stelle und hin­
sichtlich seines Flächenausmaßes an 35. Stelle
steht. Es .gibt also 32 Gerichtssprengel, die
weniger Einwohner und 18, die ein geringeres
FIächenausmaß ihaben und doch ,ein Bezirks-
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gericht besitzen. Während das ]ustizmini­
steriulll bei Pöggstall unter anderem gesagt hat,
was wollen die Bewohner eigentlich, dort sind
lauter kleine Gemeinden und die Struktur des
Gebietes wird sich d-eswege:l auch uicht ändern,
wenn PöggstaU ein Bezirksgericht bekommt,
gibt es hi'er hei Herzogenburg einen kleinen
Unterschied. Hier heißt es nämlich: Die Stadt
Herzogenburg sei ohnedies nur 11 Kilometer
von St. Fölten entfernt, das sei ein geringer
Weg, und man könne nicht sagen, daß hier
der Zeit- und Gelda'ufwand besonders ins Ge­
wicht falle. Bei Herzogenburg handelt 'es sich
aber nicht nur um die Stadt, sondern, wie in
dem Antrag der Antragstel1er schon gesagt
worden ist, auch 'Um ein Industriegebiet, es
handelt sich ferner darum, daß es dort weit
enHegene Dörfer und Ortschaften gibt, ,deren
Bewohner noch weiter nach St. Fölten habe!l.
Außerdem heißt es in dem Bericht des justiz­
ministeriums --und das ist auch sehr bezeich­
nend ~, daß die Gemeinden! des Dunkelskincr
Waldes sich gegen die Wiedererrichtun,g des
Bezirks,gerichtes ,gewendet haben sollen, und
daß die Gemeinde Traismauer, wenn in Her­
zogenburg ein Bezirksgericht errichtet wird,
vorschlagen wil1, daß es 'einem ander-2n Be­
zirksgericht zugeteilt wird. Das steht in einem
amtlichen Bericht des Ministeriums an den
niederösterreichischen Landtag! Es heißt dann
in dem Bericht weiter, daß es aus finanziellen
Gründen nicht gemacht werden kann. Ich ver­
weise darauf, daß schon im Antrag der
Antragsteller gesagt worden ist, Mehrauslagen
können Ikeinen Vleqgleich Inüt dem größeren
Zeitaufwandund mit der größeren Belastung
der Bevölrkerung aushalten. für ein Bezirks­
gre.richtin Herzogenburg gibt 'es ,also kein
Geld. Es gibt aber Geld für andere Dinge, die
nicht im Interesse der Bevölkerung liegen, son­
dern für militärische Zwecke und Kriegsvorhe­
reitungen ,dienen. (Ruje: W!o? -- Heiterfll'il)
Das ist sehr bezeichnend.

In dem Bericht heißt es ferner, daß es keine
Wohnungen gibt. In dem Antrag wurde aber
schon festgestel1t, daß die entsprechenden Woh­
llungen vorhanden si'nd. Das ist also ,der ge­
rade Gegensatz! Die eine oder andere fest­
stellung stimmt also nicht.

Ich verweise weiter darauf, daß eine Tagung
der Bürgermeister und der Vertreter der
Bauernkammer stattgefunden hat, wo verlangt
worden ist, daß Idas Bezirksgericht und das
Grundbuchamt wieder errichtet werden. Was
cias für die ganze Bevölkerung, für die Ange­
stellten usw. hedeutet, braucht man nicht er,.;:
zu sagen. ,Bei dieser Tagung wurde auch von
eier MÖoglichkeit, Wohnungen zU beschafkn, ge­
sprochen. Es wurde im Bericht des Mini­
steriums geradezu die feststellung gemacht,

daß Herzogenhurg '1111t den jetzigen ZlIständen
eigentlich zufrieden und froh sein soll, daß es
so ist; es wurde auch gesagt, wenn man dort
ein Bezoirksgericht errichten würde, wäre eier
Richter 'nicht vo.J1 ausgelastet! Diese graus­
liehe Amtssprache entspricbt vo!1otändig dem
grauslichen Inhalt.

Die Landesregi'{~rung hat es sich leicht ge­
macht; sie hätte ebenso einfach telcpho1üeren
können, indem ein hoher Beamter der nieder­
österreichischen Landesregi'ernng, etwa ein
alter Herr einen anderen alten Herrn im Mini­
sterium angerufen und erklärt hätte, wir haben
hier wieder einen Antrag des Landtages. Wer
weiß, ob die Landesregierung überhaupt mit
,cem justizministerium verhandelt hat! Die
Landesregierung hat sich überhaupt keine
Mühe gegeben, diese fa,denscheinige iBegrün­
dung der Ablehnung des justizministeriums zu
zle11strelven. Es ist einfach voningellldieine'n1
Beamten- wie wir es schon bei Pöggstall ge­
sehen und wie wir es diesmal bei Herzogen­
hurg ganz konkret festgestellt haben ~aI1l

1. März ein Brief 'geschrieben worden, dressen
Beantwortung nun dem Landtag zur Kennt­
nisnahme vorliegt.

Das ist bekanntlich nicht ,der 'erste fall, son­
dern e3 gibt noch einen anderen Antrag, näm­
lich bezüglich der Wiedererrichtung des B'e­
zirksgerichtes in Marchegg. Dieser Antrag ist
bereits einstimmig angenommen und man kann
gewiß sein ~ wie es so schön heißt ~, daß
eine hieramtliche Anfrage ran das justizmini­
sterium .abgegangen ist und daß nach der von
der Bürokratie vorgeschriebenen Zeit auch die
Stel1ungnahmcbehufs Kenntnisnahme ein­
langen ,wird. Die Landesregierung wi rd sich
dann beehren, das dem Landtag zur Kenntnis
zu bringen. Das ist weder für das ] ustiz­
ministerium noch für :die ILanrclresregierungnoch
für dren Landtag eine Ehre. Es ist llachgeracle
eine Schande, daß immer wieder solche Anträge
angenotllmenunrd veröffentlicht werden, daß
dann ein ablehnender Bescheid kommt und daß
schließlich der Bericht über diesen Bescheid
von den seinerzeitigen Antragstellern undvolll
ganzen Landtag z:ur Kenntnis genommen wird.

Wenn also der Landtag heute wieder diesen
ablehnenden Beschei'd, diesen Bericht der Lan­
desregierung, einfach zur Kenntnis nimmt,
dann ist ,das! nicht die Wiedergutmachung
eines Unrechtes, sondern dann ist das ein
neues Unrecht, das der Bevölkerung zugefügt
wird.

Ich erlaube mir daher, folgenden Abände­
r'l1ngsantrag zu stellen (fiest):

Der Hohe Landtag wol1e beschließen:
"Der vorliegende Bericht der Landcsregie­

rung wird nicht zur Kenntnis genommen. Die
Landesregierung wird neuerlich aufgefordert,

r
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beim Bundesministerium für Justiz vorstellig
zu werden und mit allem Nachdruck die
Wiedererrichturng des Bezirksgerichtes und des
Grundbuchamtes in Henzogenburg im Inter­
esse der Bevölkerung des Gerichtsbezirkes
Herzogenburg zu for,dern."

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
A'hgeo'l'dneter Za c h.

Abg. ZACH: Sehr verehrte Fmulen und Her­
ren des Hohen Landtages! Herr Landesral Gen­
ner hat versucht, hauptsächlich den Landtag~
eingeschlossen auch die Landesregi,erung .
dafür verantwortliClh zu machen, daß dwser il1

Rede stehende Antrag beim Justizministerium
kein Gehör gefunden hat. Ich stel'le ebenfalls
fest, daß dieser Beschei'd für uns als ~andtag

keine freude briqgt, denn der Antrag 1st vom
Hohen Landtag einstimmig ibeschloslsen worden.

Ich möchteaiber diese Sache mit einem prakc

tischen Beispiel aus dem Leiben hemus verglei­
chen. Die Gemeinden sind die Kinder, das Land
ist die Mutter und der Bund ist qer Vater. Da
wenden nun von den Kindern berechtigte
Wünsche geäußert. Die Mutter als Menschens­
kind des Herzens würdi'gt diese Wünsche und
tritt ihnen befürwortend bei. Nu,n gehen sie
zum Vater, und sagen, das und das ist un­
h2dingt notwendig. Jetzt ist es sogar möglich,
daß der Vatereibenfalls den guten Wmen hat,
elas zu tun; er muß aber feststellen, daß der
Augenblick für die Erfüllung dieses Wunsches
kein g,ünstiger ist, weil eben viele andere,
berechtigkre Dinge gerade jetzt zu erledigen
sind. Er muß daher schweren Herzens "Nein"
s'agen. Wäre es nun möglich, daß die Kinder
und die Mutter dem Vater die Liebe kündigen?
Gewiß wäre das eine Möglichk'eit, ich gilaube
aber das wäre für beid2 Teile ,nicht günstig,
elendes gibt dann noch immer die Möglichkeit,
daß der Vater sagen ikann: Kinder und frau,
habt noch ein bißchen Geduld, vieUeicht gibt es
eine andere Möglichkeit, diese Sache durchzu­
fÜlhren.

Wenn gesagt wurde, daß der Landtag An­
trä,ge zum fenster hinaus beschließt, so ist das
ein harter Vorwurf,' der mit nichts bewiesen
werden kann; wir haben doch nur die Wünsche
der zuständigen Gemeinden in einem Antrag
zusammenge:faßt und diesen der Bundesregi,e­
rung beziehungsweise dem Ministerium für
Justiz zur Stellungnahme und! zur Gewährung
übermittelt. (Lanrdesrat Gelme,r: Ich habe kein
'v?ort gegen den Antrag gesagt, sondern nur
Regen die Art, wie er behandelt wurde!) Sie
haben gesagt, es werden nur Anträge zum fen­
ster hinaus beschlossen unel in der Zeitung ver­
öffentlicht, obwohl man weiß, daß sie ein Be­
gräbnis III. Klasse erfahren. (Landesrat Gen­
ner: Ich bin dage,f','Cn, dal) man die B'ricllte

einfach zur Kenntnis nimmt!) Hier handelt es
sich um eine frage, die man nüchtern üJberlegen
muß. Ich sage auch,e:s ist notwendig, daß noch
g,anz genaue Unterlagen darüber herbei­
geschafft we~dren, wie es bei den anderen Be­
zÜiks;gerichten bestellt ist. In puncto ,Rückgang
der Geschäftsstücke muß man auch die Bevöl­
kerunglsiza'hleiner g,enauen Oberprüfung, einer
Untersuchung unterzi,ehen und Vergleiche an­
stenen. Auch di'e Wirtscharftlichikeit muß über­
prüft werden, um zu sehen, was vom volikswirt­
schaftlichen StandipunJktaus günstiger ist. Man
muß also di'e Sache vom gesamtwirtlschalftlichen
Standpunkt aus 'betrachten, denn man kann die
wirtschaftlichen fragen nicht nur vom Stand­
punkt aus betrachten, was 'sie für den Staat
bedeut,en, sondern man muß 'auch untersuchen,
was das für die Bewohner bedeutet. Bei der
Rücksichtnahme auf ,die Ge:s,amtwirtschaHlich­
keit der Bevölkerung - und alle Einrichtungen
des Staates sind ja für die Bevö~k,erung des
Staates da - muß man immer wi'eder fragen,
wie wirkt sich das auf di,e Bevölkerung aus?

W'eit'er ist noch zu sagen, daß soheinlbar
doch auch einige Dinge zu machen geweE:1en
w1ären, die nicht gemacht wU!'den. Es wurde
schon betont, daß bereits im Jahre 1949 oder
noch früher die Wiedererrichtullig des Bezirks­
gerichtes und des Grundbuchamtes in Her­
zogenburg durchgeführt wor~n wäre, wenn
drei Wohnunigen hätten beilgest,eillt werden
können. Die konnten eiben zu jener Zeit nkht
bereitgestellt werden, und mich hat les betrof­
fen, daß ,es auch heute in dem Beric'ht des
]ustizminist'eriums heißt, diaß bi,s heute diese
Wohnungen nicht bereitgesteHt werden können.
Ich sage daher, wenn irgend jemand einen
besonderen Wunsch hat, daß dies,e1s oder jenes
gemacht wird, dann hat er auch die Verpflich­
tung, alle Voraussetzungen dafür zu sehaff,en.
Oerechterweise müssen wir ,aHe Licht- und
Schattens,eit,en miteinander V1erg1eichen.

Weiter sage ich auch noch, es ist ein iunmög­
licher ZU'stand, daß ,das ·BeziI1ksgericht in
St. Fö!ten 'noch immer in einem Pritvatgebäude
untergebraoht ist und daß das -Grundbuchamt
von Herzogenb:urg nicht 'einmal in einem Ort,
sondern in zwei verschiedenen Orten unter­
gebracht ist. Man muß alM hier gerechterweise
feststeHen, daß diesem Übelstand ein Ende be­
reitet werden muß. Wir fürchten uns gar nicht
davor, das, was tatsächlich ist, eindeutig fest­
zustellen.

Wenn man diese Dinge allzu nüchtern be­
trachtet, muß man schon sagen: Nur keine
groBe Aufregung, denn hier ist es nicht ein
Begräbnis, hier handelt es sich vielleicht nur
um ein Hil1a,usschie'ben, eine Verzögerung.

Ich glaube, im Namen unserer Partei sagen
zu künnen: Aufgeschoben ist nicht aufgehohen.
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Wir wollen wirklich gerecht weiterarbeiten,
damit auch den Bewohnern der Gtrichtsbezirke
Herzogenburg, Föggstall und Marchegg im
Rahmen der ,gleichmäßigen Behandlung' Rech­
nung getragen wird. Das ist unsere ernsthafte
Einstell ung hierw. Wir wollen dafür sorgen,
daß es in Niederösterrcich ,keine Stiefkinder
gibt. Diese Dinge müssen "ber wirklich so
genau überprüft werden, ,daß wir auch beim
Justizministerium zur gegebenen Zeit noch ein­
mal vOT8prechen und sa,gen können: Bitte, ,die
Vergleichsziffern zwischen sämtlichen Gerichts­
bezirken Niec1eTösterreichs schauen so und so
aus. Wenn sich Ungerechüg,keiten und über­
haupt Härten 'Wirklich nachweisen lassen, bin
ich f'est überz,eugt, daß auch das Justiz­
ministerium sa,gen wird: Ja, wir wel,den hier
einen Ausgleich treffen. Vielleicht ist es auch
notwendig, eine andere Abgrenzung der Be­
zirksgerichte zu machen - ich sage nicht, es
wird .gemacht -, vielleicht ist es notwendig,
daß wir ü1berhaupt eine Umschichtung in
Niooerösterreich in anderer Beziehung durch­
führen, weil sich eben die Verkehrsmittel und
die Verkehrswege so sehr ,geändert haben, daß
man wirklich von Zeit zu Zeit - die Zeit ist
ja das Kostbarste, ,w.as wir noch haben - auf
die gegebene ,Lage iRücksicht nehmen muß.

'Herr Landesrat Genner, Sie können über­
zeugt sein, daß auch wir alles daransetzen
werden, um den Wünschen der Bewohner der
verschiedenen Gerichtsbezirke Rechnung zu
tragen. Wir nehmen den iBerichtauf Grund des
Tatsachenmateri,als, ,das uns j,etzt ent,gegen­
gehalten wird, mit Vorbehalt zur Kenntnis, daß
wir zur gegebenen Zeit auf diesen Gegenstand
wieder zurüokkommen. (Bei/all bei tier öVP.)

2. PRÄSlüENT: nie Rednerliste ist er­
schöpft. Der Herr B,erichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterst,atter Ahg. GUTSCHER (Sdzlu(J­
wort): Ich hitte ,die Abstimmung vorzunehmen.

2. PRÄSInENT: Ich lasse zunächst über
den Abänderungsantrag des Herrn Landes­
rates Gennera<bstimmen, ,der dem Hohen Haus
bekannt ist. (Nach Abstimmung üher den Ah­
änderun(!,'santrag' des Landesrat('s Offlner):
Abgelehnt.

(Nach Ahstimfllll1lg' über den Antrar! des
Vfr!assunf!.saUSSChllsses): A n gen 0 m m e n.

Ich ersiuche den Herrn Abg. S t a f f <1, die
Verhandlung zur Zahl 319 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. STAFF A: Hoher
Landtag! Ich habe namens des Verfassungs­
ausschusses über die Voplage der Landes­
regierung, 'betreffend Gemeindeverband und
Bezirksverwaltungsbehörde Neunkirchen, Oe­
barungsprüfung der Jahre 19·19 und 1950 zu
berichten.

Der Rechnungshof hat in ,der Zeit vom
3. bis 6. Juli 1951 die Gebarung dies Ge­
meindeverbandes und ,der staatlichen Bezirks­
verwaltung Neunkirchen hinsichtlich der Rech­
nungsjahre 1949 und 1950 einer Überprüfung
unterzogen.

Die jahpesrechnungen 1949 und 1950 wer­
den bezüglich ,der ziffernmäßigen Abwicklung
der Vorjahre bemängelt. In die jahresrech­
nung 1950 erfol,gte die Aufnahme einer soge­
nannten Antizipation in der Höhe von
20.772.26 S, die mit den geHenden Grund­
sätzen für di,e Haushaltführung nicht im Ein­
klang steht.

Beanstandet wurde auch die Nichtzahlung
von fä'lligen Verpflegskosten in der Höhe von
271.835.18 S mit dem Stande vom 31. Dezem­
ber 1950. Die Abwicklung der offenen Ver­
wahrgelder und Vorschüsse soll durchgeführt
werden.

ferner wird die Anlage eines Vermö,gens­
verzeichnisses und die Bei'bringung des Schul­
dennachweises zur jahresrechnung gefordert
und darauf hingewiesen, daß die Erläuterun­
gen zu den Abweichungen der Jahresrechnung
von den Ansätzen des Voranschlages fehlen.

Bemängelt wirod auch die seit 1949 erfolgte
Personalvermehrung, die durch gleichmäßige
Auslastung der Beamten und durch Verwal­
tungsvereinfachungen hätte vermieden werden
sollen.

Hinsichtlich der fürsorge wird auf die An­
wenld1ungund :Einhaltung der Grundsätze über
Voraussetzung, Art und Maß der öHenHichen
Fürsorge aufmerksam gemacht. Notwendige
Abweichungen von den Normen sollen in elen
Akten begründet weroden.

Um den Anweisungsverkehr zu konzclltri,e­
ren, soll die Befugnis zur Anordnung von Aus­
zahlungen dem Bezülkshauptma'l1n oder einclIl
leitenden Beamten v011behalten bleiben.

!Die Bezeichnung "Fürsorlgeamt", "iBezirks­
jugendamt" soll unterbleiben, da sie im
Rahmen der Behördenorganisation der B,e­
zirksverwaltungsbehörden verfassungsrechHich
nicht gestützt wird. iOer Sachbearbeiter soll
auch nicht als "Leiter" auf Di,enststücken
zeichnen, da Leiter nur der Bezirkshaupt­
mann ist.

Hinsichtlich der Hausbauten (Amtsgebäude
und !Diel1'stwohn:geJbäude) wird 'bemängelt, daß
sie ohne schriftliche Genehmigung der Landes­
regierung, ohne ausreichende Baupl,anung und
Vorbereitung ;und ohne Finanzierungsplan
durchgeführt wurden. Der Rechnungshof hegt
Zweifel gegen :die Zweckmäßigkeit der geübten
Rechnungskontro·lle bei diesen Bauten, weil
die Pr.eisangemessenheit und sonstige für deli
finanziellen Aufwand wesentliche Umstände
sowie technische Belange mangels geschulter
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Kontrollorgane nicht überprüft wurden. Es er­
g.aben sich .auch bauliche Mängel, die nachher
behoben weTden mußten beziehllngswe·ise noch
zu beheben sind. 'Der Rechnungshof empfiehlt
die eheste Ko.Jlaudierung beider IB.aulichkeiten,
damit die ordnungs,gemäße Übernahme der
Objekte und Nachprüfung der Oebarllng der
ß,auvorhabcn nicht verzögert wird. Di·e Miet­
zinse in den Häusern soHen überprüft und je
nach Ausgestaltung, Oesamtgröße, Komfort
und ,der Kosten neu bemessen werden.

Die sogenannten "Kriegssachschadcngelder"
in der HÖ'he von 348.164.09 S, die für die
Bauten verwendet wurden, sollen an den
Bund abgeführt werden, da es sich um Mittel
handelt, die weder dem Lande, noch dem Ge­
meindeverband zur Verfü.gung standen.

:ferner werden noch hinsichtlich der Verwal­
tung der Depositen und bezüglich der Kass'a­
sperre Anregungen gemacht.

Zum Schluß werden zwar die initiativen
Leistungen des 'Bezirkshauptmannes für die
Ingangsetlzung des Amtsbetriebes anerkannt,
jedoch mit R'ücksichtauf die finanziell schwie­
rige Lage des Gemeindeverbandes ä'ußerste
Zurüokhaltunrg hei allen Ausgabe'bewilligungen
dringend ,ang·eraten.

Hinsichtlich der Gebarung der staa!'lichen
Verwaltung wird empfo'hlen, die Einziehung
,der Str.afg-elder, der Str.afkosten1beiträge, der
Erlöse verfallener Oegenständeusw. aus Grün­
den der Zweckmäßigkeit und der Vereinf'achung
Ül einer Hand z;u vereinen, damit nicht jeder
Referent damit betastet ist. Die Bezirkshaupt­
mannsohaft lehnt dies·en Vorschlag wegen Per­
sonalmangels ab.

Ebenso that die Bezirkshauptmannschaft in
einem 15 Seiten langen Schriftstück gegen .ein­
zeIne Bemängelungen Stellung genomme'n, die
aber vom Rechnungshof teHs als nicht zutref­
fend. ahgelehnt wird; teils überläßt er dle Be­
urteilung der fest's,tellungen des zugrunde
lieg.enden Sachverhaltes den berufenen Stellen
des Amtes der nie·derösterreichischenLandes­
regierung.

Wenn auch bei der Verwaltung des Ge­
meindeverbandes Mängel festgestellt wurden,
so können diese nicht allein -dem .B·eziriks­
hauptmann angelastet werden, da keinerlei
Vor&:hriften über die Verwaltung der Ge­
meindeverbändeerlasscn wurden.

Die IRechtsgrundlage für die Gemeindever­
bände wur·de ·durch die Aufhebu-ngdes Ost­
marrkgesetzes zerstört.

Das in der 'Vorläufigen Verfassung vom
1. Mai 1945 angekündigte ißezirks'vertretungs­
gesetz wurde bis -heute nicht erlassen.

Nachdem auch die in der Bundesverfassung
1929 vorgesehene Errichtung der Gebiets­
gemelinden nicht erfo,J,gt ist, wurden -ehe bis 1945

von ,den Gem~indeverbänden hesorgten Agen­
den vorläufig von den ißezirksthauptmann­
schaHen ohne Auftrag übernommen und weiter­
geführt. p,en Gemeindeverbänden wurde, s 0­

we i t si eam Tage des Inkrafttretens des
Buudesverfassungsgesetzes 1948 be s t a nd e n,
das Umlagerec'ht Izur Deckung ihrer Aluslagen
zugestanden, obwohl ·die Gemeindeverbände
eigentlich rechtlich nicht bestehen.

Infolge der ung·eklärten Rechtslage der Ge­
meindeverbände fehlen die Vorschriften für die
führung und Überwachung der Verw.altung
der Gemeindeverbände und hat jeder IBezirks­
hauptmann nach seinem Ermessen die Verwal­
tung eingerichtet.

Um die im Rechnungshofberichtaufgezeig­
tcn ·Mängel zu beheben und eine ordnungs­
gemäß'e VerwaHung des Gemeindeverbandes zu
g.ewährleisten, stelle ich namcllIS des Verfas­
sungsausschuss,es ·den Antrag (liest):

Der Hohe L'andtag wolle beschließen:
"Der Bericht des Hechnungshofes vom

5. August 1951, Zl. 3648-2/51, über die in
der Zeit 'Vom 3. bis 6. .Juli 1951 'Vorgenommene
Überprüfung der Gebarung des Gemeindever­
bandes und der Bezirksverwaltul1lgsbehöl,de
Neunkirohen, die Äußerung der Bezirkshaupt­
mannschaft vom 20. Oktober 1951, Zl. 1-221/2,
und die Gegenäuß,erung des 'Rechnungshofes
vom 21. Dez·ember 1951, Zl. 5577--2/1951,
werden :gemäß Art. 127,a des Bundesverfas­
sungsgesetzes in der Fassung vO'n 1929, abge­
ändert durch das Bundesverfassung.gesetz
BOBI. Nr. .143/1948 iUlld § 17 des Rechnungs­
hofg·esetzes 1948, 180Bl. Nr. 144/1948, zur
Kenntnis genommen und die Landesregierung
beauftragt,aHes 'E':rfor.derliche zur AbsteUung
cer aufgezeigten Mäng.el zu veranlassen und
die Verwaltung des Gemeindeverbandes Neun­
kirchen in sinngemäß·er Anwendung der Vor­
schriften ~ür die Ortsgemeinden .zu führen."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.
2. PRÄS,IIDENT: Ich eröffne die Debatte,

zum Wart gelangt Herr Abg. Kr ein er.
Abg. Ki~EINER: Hoher Landtag! Vor uns

liegt ·ein Bericht des Rechnungshofes über die
Oebarung des Gemeinde'verbandes und der
Bezirkslverwaltungsbehörde Neunkirchen. Die­
ser Bericht ist in zweifacher rHinsioht interessant
und wert, daß man dazu einiges sagt. Zuerst
stellt der Rechnungshof in seinem Hericht eini.ge
Mängel beim Gemeindeverband und bei der Be-'
zirkshauptmannschaft in Neunkirchen fest. Er
sagt zum Beispiel gleich einleitend, daß im er­
wähnten Rechnungsjahr ein Voranschlag des Ge­
meindeverbandes überhaupt .nicht erstellt wurde,
trotzdem dazu eine Verpflichtung besteht. Der
Rechnungshof sagt bei der Gruppe Vermögen,
daß weder eine Vermögensrechnung noch eine
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Vermägensaufstellung besteht. Es wird weiter
vermerkt, daß der Gemeindeverband zur Auf­
stellung eines lückenlosen Vermägensverzeich­
nisses schreiten muß, das heißt also, ·daß ein
solches Verzeichnis nicht besteht. Der Rech­
nungshof regt darüber hinaus an, daß die in­
ventarmäßige Evidenzhaltung des beweglichen
Vermögensbestandteiles einte Notwendigkeit sei
und stellt fest, daß ein solches Verzeichnis eben­
falls fehlt. Beim Schuldennachweis sagt der
Rechnungshof, daß das aus dem Wohnhaus­
wiederaufbaufonds bewilligte Darlehen in der
Höhe von 327.000 Schilling für Zwecke des Auf­
baues des IDienstgebäudes verwendet wurde,
daß der in Rede stehende Nachweis in ,der Rech­
nung 1950 >fehlt, und so geht der Bericht des
Rechnungshofes weiter. Auf Seite 15 des Berich­
tes wird bemängelt, daß die Bauvorhaben­
immerhin recht beträchtliche Bauvorhaben-­
ohne schrilf'Hiche Genehmigung durch das Amt
der Landesregierung durchgdührt wurden. Eine
zusammenfassende Planung der Bauvorhaben
und ihrer Durchführung ist nicht erfolgt; eb-:n­
sowenig wurde vor Inangriffnahme der Bauten
die finanzielle Bedeckung des Gesamterforder­
nisses sichergestellt. Eine solche Bereitstellung
der Mittel für die zur Zeit noch gegebenen
Erfordernisse besteht auch gegenwärtig inicht.
Der Rechnungshof stellt fest, daß die Mängel
einer nicht ausreichenden Ball'planung und Vor­
bereitung in Erscheinung traten. Das ist nur
ein kleiner Teil aus den sachlichen feststellun­
gen, die der Rechnungshof bei seiner Einsc:hau
in Neunikirchen getroffen hat. Wmnder Rech­
nungshof, der 'immerhin als eines unserer ober­
sten Organe in ·der Bundesverfassung gilt,
Feststellungen macht, -und ~bel11ängelt, werden
diese feststellungen dem betreffenden Amte,
das kontrolliert wurde, zur VeJ.1fügung gestellt,
damit es sich äußern kann. Und nun komme
ich zu dem zweiten, beinahe interessanlteren
Teil der feststellungen zu diesem Rechnungs­
hofhericht.

Der Herr Bezirkshauptmann von Neunkirchen
scheint einer besonderen Beamtenkategorie an­
zugehören. Ich 'habe in meiner Tätigkeit drei
Kategorien von Beamten kennengelernt, dar-'
unter meine ich auch Bezirkshauptleute. Die
erste Gmppe sind jene österreichischen Beam­
telli, die eine korrekte saubere Arbeit verrichten,
Beamte, denen man absolut in ihrer Tätigkeit
nichts nachsagen kann; dann gibt es eine zweite
Gruppe von Beamtetl, bei denen man wohl
Mängel in i:hrer Arbeitsleistung feststellen kann,
die aber bereit sind, die von einer Kontroll­
institution oder vom Rechnungshof g,emacMen
feststellungen zur Kenntnis zu nehmen
und auf diese feststellungen sachlich zu
antworten, ohne sich in irgendeine Polemik
gegen die Kontrollinstitution oder den

Rechnungshof einzulassen. Dann gibt es die
dritte Kategorie von Beamten - und darunter
fällt der Bezirkshauptmann von Neunkirchen -,
die glauben, dem Rechnungshof, der sachlich
vorgeht, bemängelt und feststellungen macht,
noch gute Ratschläge und Lehren erteilen und
sich in einer Art von Polemik gegen den Rech­
nungshof einlassen zu müssen, die meinler Mei­
nung nach der gesamte Landtag mit aller Ent­
schiedenheitzurückweisen muß. (Abf{. Ernecker:
Wenn mir Unrecht geschieht, mache ich das­
selbe!) Wenn ihm Unrecht ,geschieht, hat er in
ruhiger, sachlicher Art und Weise seine ,fest­
stellungen zu treffen, zumindest in der Form
und Art, wie sie der Rechnungshof gemacht
hat! Meine I-Ierren des Hohen Landtages! Ich
habe schon im VerfassungsausIschuß g,esagt,
der Österreichische Rechnungshüf steht unter
der Führung des aUverehrten Pwf. 01'. Schlegel,
eines Menschen mit einer wahrhaft demo­
hatischen Gesinnung und AUI\ifassung, der
nicht zulassen würde, daß irgendeinem bewußt
Unrecht geschieht. Es ist Ihnen (zu den Ab<~I'­

ordneten der öVP gewi'Ildet) dies scheinbar
unangenehm; ich erinnere Sie aber, ,Herr Kol­
lege Emecker, daß der Finanz,kontrollausschuß
unter führung Ihres Kollegen Prof. Zach bei
einer Einschaukontrolle die feststellung machen
mußte, daß auch Beamte der niederösterreichi­
schen Landesergierung glaubten, gegen den
Fimmzkontrollausschuß polemisch vorgehen zu
müssen, und wir haben uns alle, Sie und wir -­
und Ihr Kollege Haini'sch war dabei Wortführer
- energisch dagegen zur Wehr gesetzt, daß
feststellungen einer Kontrollinstitution zu
Polemiken gegen diese benützt werden. Wo­
gegen wir uns also verwahren ist, daß der
Bezinkshauptmann 'von Neunkirchen gllaubt, die
f,eststeUungen des Rechnungshofes dazu be­
nützen zu können, um dem Rechnungshof Un­
wahrheiten zu 'unterschieben. :Der IBezirkshaupt­
mann 'hat sich in s-ein,er Gegenäußerung eine
Reihe von Stilblüten erlaubt, die wert wären,
daß man sie veröffentlicht. Ich könnte Ihnen
eine Reihe dieser Redewendungen vorlesen.
Auch die Art der Sprache des Herrn Bezirks­
hauptmannes, von dem man annimmt, daß er
einen gewissen Intelhgenzgrad besitzen muß,
ist sehr eigenartig; zum Beispiel, wenn er davon
spricht, daß ein Haus "unter Brüdern" so und
so viel wert wäre. Ich muß schon sagen, daß
diese Art des Verkehrs eines öffentlichen Beam­
ten mit dem Rechnungshof absolut nicht am
Platz ist.

Ich habe im Verfassungsausschuß über diese
Dinge gesprochen -und zum Schluß die Meinung
ausgesprochen - ohne mich näher auf die ein­
zelnen Auslassungen des Herrn Bez:il'lkslhaupt­
mannes einzulassen -, daß die Landesregie­
rung den Herrn Bezirks,hauptmanIl zur Ord-

T
\
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nung rufen müßte. Ich kor6giere mich heute
und sage, sie muß ihn lin zweHacher Hinsi'cht
zur Ordnung rufen: Erstens einmal wegen der
Mängel, die in .seinem VerwaltungsbeI'eich auf­
scheinen, und zweitens wegen der Art seiner
Antwort an den Obersten Rechnungshof un­
s'eres Landes. Der Herr Bezirkshauptmann von
Neunkirchen hat sich unserer Meinung nach mit
seiner Antwort an den Obersten Rechnungshof
ein sehr schlechtes Zeugnis für seine weitere
Tätigkeit oder mr gewiss'e e'hrgeizilge Plä'11le, die
er hahen sollte, selbst ausgestellt. (Beifall bei
den Sozialisten.)

2 PRÄSII:DENT: Als nächstem Redner erteile
ich ·Herrn Abg. Die n bau e r das Wort.

Ahg. iDIENrBAUEIR: Hohes Haus! Es ist im
Leben schon so, wenn sich zwei 'Verschiedene
Standpunkte oder zwei verschiedene Meinungen
gegenüberstehen, muß man beide Meinungen
und beide Standpunkte hören, um Siich über
di,ese Angelegenheit ein objekhves Urteil ver­
schaffen zu können. Der Herr Kollege Kreiner
hat in sachlicher Weise ,das Ansehen des ~ech­

nungshofes gewürdigt. Auch wir schließen uns
dieser Würdigung des Obersten Rechnungs­
hofes und seines 'verehrten Präsidenten voll­
inhaltlich an. Es fällt mir aber die Aufgabe zu,
an Stelle des eben nicht anwesenden Bezirks­
hauptmannes von Neunkirchen ebenfalls sein,en
Standpunkt klarzulegen, damit man ehen ein
objektives Urteil abgeben kann.

Der derzeitige Bezirkshauptmann von Neun­
kirchen is,t im November 1945 nach Neun­
kirchen gekommen, sein Vorgänger, Dr. Hüb­
ner ist auf eine höhere SteNe >nach Wien be­
ruf~n worden. Als der derzeitige Bezü:~ksha'upt­
mann damals nach Neunkirchen kam, ,fand ·er
eine trostlose Situation vor. Wir müss,en uns
daher bei der Behandlung der Vorla1ge vor
Augen halten, daß die Angelegenheit sich im
Zeitpunkt 1945/46abgesp'ielthat, und nicht
heute in den Jahren 1951 oder 1952. Darin liegt
schon ein 'wesentlicher Unterschied. Der Herr
Bezirkshauptmannvon Neunkirchen hat inso­
ferne eine schwierige Aufgabe, als er ein dicht­
besiedeltes Gebiet - 90.000 EinwohnleI' lehen
in diesem Gebiet - in einem ausgesprochenen
Industriegebiet verwaltet. Der Bezlirk Neun­
kirchen ist als ausgesprochenes Industriegebiet
nach Baden bekannt.

Der Bezirkshauptmanukommt also nach
Neunkirchen, er findet weder Amtsräume noch
Dienstwohnungen 'vor. Nun komme ich zu den
drei Kategorien von Beamten, wie sie der Herr
Abgeordnde Kreinergeschildert hat. Ich stuPe
den Bezirkshauptmanl1von Neullikirchen in jene
Kategorie ein, von der man sa'g'en kann, der
Beamte dieser Kategorie verfügt über ein
reiches Wissen und Können, er ist ein aus-
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g,esprochener Wirtsc:haftsfaohmann, aber kein
1-Tüpf'erlreiter, er hat daher rasch gehandelt
und nicht lanlge gefragt. Wir müssen uns jetzt
auch daran erinnern, daß es im Jahr 1945/46
jedem Bürgermeister gleich ergang,en ist
Damals Ikonnte nicht lange g'eIragt werden, ob
alles den gesetzrliohen Bestimmung,en hundert­
prozentig entspri,cht, sondern man mußte so
handeln wie man es mit seinem Wissen und
Gewiss;n verantworten konnte. So hat es
auch der Bezirkshauptmann von Neunkirchen
gemacht. Er hat nicht lange gefragt, sondern
rasch ,gehandelt. Er hat das Amtsgebäude und
die Diensträume der BezirkSihauptmannschaft
neu aufg,ebaut, und es ist nicht so, daß ein so
großer Bau nicht kOl1ltrolliert wird. Dieser Bau
wurde von aUen bef'tLfenen Stellen wiederholt
und eingehend kontrolliert. Das st'elle ich aus·
drückEch fest. Es war ·aber auch so, daß der
Bezirkshauptmann mit allen berufienen Stellen
- damals herrschte ja im Lande noch die hei­
lige Dreieinigkeit -, mit allen drei Parteien
fühlung genommen und besprochen hat, was
zweckmäßig sei, um das Werk voUenden zu
können. Wenn man nun vieUeicht den Vorwurlf
erheben möchte, der Bezirkshauptmann von
Neunkirchen habe Geld vergeudet oder ver­
schwendet, so ist gerade das Geg,enteiI der fall.
Er hat das Vermögen des Bezirkes 'Vor dem Zu­
sammenschmelzen durch das Währungsschuti~

gesetz bewahrt. Was würden wir sagen, 'wenn
er uns jetzt noch die E,inlagebücher vorweisen
würde? Er hat das noch rec:htz1eiti>g bemerkt
und diese Gelder wohlweislichangeIegt und
damit wert'voHe Güter geschaffen, die sikh sehen
lassen können. Nach zehn Jahren wird man
vielleicht sagen, der Bezirksihau:ptmann von
Neunkirchen hat sich schon zu t!ebzeiten sein
Denkmal gesetzt. (LandeshauptmannsteLLver­
treter Papp: Ohne Voranschlag!) leh kenne
den Herrn Bezirkshauptmann von Neunkirchen,
er führt eine harte Sprache und ,gehört zu den
Menschen, von denen der Volksmund sagt: Er
ist ein grader Michel. Er hat aber 'ein warmes
Herz und wenn er inw harter Sprache geant­
wodet hat, war das die Spr.ache ei!nes Men­
schen, der für ,eine wsätzliche Arbeit, für die
illm Dank gebührt hätte, noch Undank erfahren
hat. Ich bin der Meinung, daß dem IBezinks­
hauptmann von Neul1'kirchen für seine zusätz­
liche Arbeit, die er in seinem :Bezirk geleistet
hat, Dank und Anerkennung gehührt. (Beifall
bei der OVP. - LandeshauplmannsteLLver­
treter Papp: und der Rechnungshof angeklagt
wind!).

2. PiRÄSIiDENT: Die Rednediste ist erschöpft,
der Herr Beriohterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter A'hg. STIAIEf,A (Schluß­
wort): Hohes Haus! Die bei,den <Redner haben
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die StandpunHe ihrer Parteien zur Kenntnis lung dieser Materie notwendig. Das Spi'el
gebracht. Ich als Berichterstatter möchte dem platzschutzgesetz bietet die Möglichkeit, be-
Hause nur empfehlen, den Antrag des Verfas- stehmde Spiel-, Sport- 'und Turnplätze dadurch
sungsausschusses anzunehmen. zu schütlzen, daß die Höhe des IBestandz,inses

2. PRÄSIDENT (nach AbstilllllUln,1.< über fes,tgelegt Iwird und Kündigungsiheschränkun­
dl'll, Antrag des Verfass/{ngsallssdillsses): A 11- gen vorges'ehen werden. Das Spielplatzanfor-
gen 0 m m e n. derungsgesetz hingegen, im übrigen das wich-

Ich ersuche den Iierm Abgeordneten Staffa, tigere Gesetz, weilies die IStchaffung neuer
die Verhandlung zur Zahl 320 einzuleiten. Spiel-und Sportplätze ermöglicht, sieht vor,

daß unverhaute oder unbebaute flächen bei ~Berichterstatter Abg. STAffA: Hoher
Landtag! Ich habe namens des Verfassungs- Vorliegen gewisser Voraussetzungen von den
ausschusses über den Antrag der Abgeordneten Gebietskörperschaften für ,die gemeinnützige
Staffa, Kreiner, Dr. Steingötter, Gerhartl, Verwendung als Spiel-, Sport- oder Turnplatz
Pettenauer, Sigmund und Genossen, betreffmd zugul1isten von Vereine'n oder Anstalten ange­
die Erlassung eines Sportstättenschutz- und fordert werden künnen.
-anforderungsgesetzes zu berichten. Da, wie bereits 'erwähnt, vom Bundes-

ministerium für Unterricht den Ländern bisher
Der Landtag von Niederösterreich hat am kein Mus,terentwurf für die Novellierung dieser

31. März 1950 einen Resolutionsantrag be- beiden Gesetze vorgelegt wurde, sind einige
schlossen, demzufolge die Landesregierung Länder darangegangen und haben diese beiden
aufgefordert wurde, dem Landtag einen Ge- Staatsgesetze nach DurcMü'hr'l1l1g einiger un-
setzesentwurf, betreffend ei'n Spielplatzschutz- wesentlicher Änderungen in form einer
gesetz und einen Entwurf, hetreffend ein Spiel- Wiedervlerlautbarung neuerlich kundgemacht.
platzanforderungsgesetz zur 'Beratung und Hierzu ist allerdings zu bemerken, daß es von
Beschl,ußfassung vorzulegen. Diese bei,den Ge- den gefertigten Antragstellern als zweck­
setze wurden vor dem Inhafttreten der Bundes- mäßiger angesehen wird, die beiden Gesetze bei
verfassung am 22. Juli 1920 im Staatsgesetz- Aufrechterhaltung ihres rechtspolitischen In­
blatt unter Nr. 334 und 335 kundgemacht und haltes in ein Gesetz rzusammenz,ufassenund in
gelten mit Rücksicht darauf, daß das Sport- der Ric'htung zu erweitern, daß ,diese Bes,tim-
wesen gemäß Artikel 15, Abs. I,der Bundes- mungen nicht nur auf Spiel-, Sport- 'und Turn-
verfassung in die Gesetzgebung der Länder plätze Anwendung finden sollen, sondern
fällt, gemäß § 4, Abs. 2, ,des Übergangs- grundsätzlich auf alle SportstäHen, ins-
gesetzes ,vom I. Oktober 1920 in s,einer gegen- besondere daher auch auf Schwimmbäder,
wärügen Fassung in je,dem Land als Landes- Turn- und SporthaHen und ähnliche Sport-
gesetze weiter, jedoch sind elIllge dieser Be- anlageil. Oie heiden Gesetze wären daher in
stimmungen veraltet und nicht mehr an- der Richtung eines umfassenden Sports,tätt'en-
wendbar. schutz-und -anforderungsgesetzes zu novel-

In einem Bericht, den das Präsidium ,des beTen 'und neu zu verlautbaren.
Amtes der niederösterreichischen Landes- Die Beratungen haben ergeben, daß die Zu-
regierung unter GZ. Pr. 28!2--I-,Leg. ü.l195() sam'l11enfassung in ein einziges Gesetzal1ge-
an den Landtag in dieser Angelegenheit er- mein große Schwierigkeiten verursachen ,würde
stattete, wurde zum Ausdruck gebracht, daß die und so habe ich namens des Verfassungsaus-
Kompetenzfrage .unbestritten sei, jedoch vom schusses folgenden Antrag dem Hohen Haus
Bundesministerium für Unterricht zur allfäl- vorzulegen (liest):
ligen Novel1ierung der beiden Gesetze ein Der Hohe Landtag wol:e beschließen:
Mus,terentwurf vOl<bereitet würde, damit eine

"Die Landesregierung wird all'fgdordert,
möglichst einheitliche Regelung dieser Materie dem Landt'age ehestens erstens je einen Ge-
erfolgen könnte. In dem Bericht des Präsi- setzesentwurf, betreffend ,die No'veHierung des
diumswurde schließlich ausgesprochen, claß Spielplatzschutzgesetzes und ,des Spielplatz­
die niederösterreichische Landesregierung es anforderungsgesetzes, und zweitens einen Ge-
für zweckmäßig erachte, diesen Musterentwurf ~~etzesentwurf, betreffend ein SporHörderungs­
abzuwarten,ullJ im Interesse 'einer einheitlichen gesetz zur Beratung und Beschlußfassung vor-
führung des Sports nlit den anderen Bundes- zulegen."
ländern konform vorgehen zu können.

Nun sind hereits zwei Jahre ver,gangen, ohne Ich bitte das Hohe Haus um Annahme dieses
daß vom Bundesminis,terium für Unterricht den Antrages.
l.ä1l'depn ein solcher Musterentwurf vorgelegt 2. PRASliDENT: Ich eröffne die Debatte
worden wäre. Die Sportplatznot, deren Beseiti- Zum Wort gelangt Herr Abg. Pos pis c 11 j I .
gung von allen SportverbändclI dringend gc- Abg. POSPISCHH.: Hoher Landta,g' Der j
fordert wird, macht jedoch die baldige Rege- vorliegende Antrag, der in seinem ersten Teil, t
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wie wir gehört haben, eine Novellierung des
Spielplatzschutz- und -anforderungsgesetzes
ausspricht, ist nicht neu. Schon am 30. März
1950 hat ,der damalige SPÖ-Abgeordnete
Sodomka hier im !Hause einen derartigen An­
trag gestellt, ,welcher lautet (liest): "Die Lan­
desregierung wird aufgefordert, dem 'Landtag
ehestens eine Gesetzesvorlage, betreffend 'Be­
standverträge über Grundstücke, die als Spiel-,
Sport- oder Turnplätze in gemeinnütziger
Weise verwendet werden (Spielplatzschutz­
gesetz), und eine weitere Gesetzesvorlage, be­
treffend die Anforderung von Grundstücken für
die gemeinnützige Verwendung als Spiel-,
Sport- oder liurnplätze (Spielplatzanforde­
rungsges,etz) zur Beratung und Beschluß­
fassung vorzulegen."

Dieser Antrag wurde laut Protokoll in der
damaligen Sihung am 30. März 1950 ein­
stimmi,g angenommen. Sicher haben damals
viele Sportler in Niederästerreich darin einen
Erfolg erblickt und diesen Beschluß begrüßt.
In der Folge wurden sie aber eines hesseren
belehrt. Die Landesregierung hat dem Landtag
daraufhin einen Bericht vorgdegt, in ,dem es
heißt, daß es zweckmäßig sei, einen Muster­
entwurf des Bundesministeriums abzuwarten.
Der Vedassungsausschuß hat daraufhin in ,der
PIenarsit,zun!g 'vom 22. Juni 1950 den Antrag
gestellt, den Bericht der ,Landesregierung nicht
zur Kennt'nis zu nehmen und die Landesregi,e­
rungaufz'ufordern, nC'uerlich Bericht zu er­
statten. Auch dies'er Antrag wurde ebenso wie
eIer erste Antrag einstimmig angenommen.
Tatsache ist aber, daß in der Zwischenzeit
nichts geschehen ist. Was macht nun die ehe­
mals antragstellende Fraktion der SPÖ? An­
statt sich !gegen diese Miß,acMung des :Land­
t'ages energisch zu wehren, bringt sie, nachdem
- das muß noch hinzugesetzt werden ­
dieser von ,der Landesregierung in der Plenar­
sit'Z'ung vom 22. Juni 1950 gefor,derte Bericht
bis dato nicht eingelangt ist, den sinngemäß
gleichen Antrag 'ein. Das ist, ,gelinde gesagt,
ein sehr schlecht ,gespieHes T'heater vor der
sportbeg,eisterten Jugend in 'unserem Land, für
die man zwar Anträge mit einstimmigen An­
nahmen am laufwden Band, in Wirklichkeit
aber k'eine Hilfe hat, denn es wird wohl nie­
mand ernstIch behaupten, daß die Mittel, die
man der sporttreihenden Jugend gibt - in
diesem Jahr sind es 180.000 6 - eine tat­
sächliche Hilfe sind, auch, dann nicht, wenn sie
in eillCmegenen Kapitel, ,das den Namen "Kör­
perlicheErtüchtigung und Gesundheitswesen"
trägt, steheI],

Nicht viel anders ist es mit dem Sportfärde­
rungsgesetz. Am 25. April 1947 brachten
Abgeordnete der SPÖ, darunter die Abgeord­
neten Dr. :St:eingötter, Staffa , ZettI, Wondrak
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und Oenossen einen Antr,ag betreffend! Schaf­
fung eines Landessportgesetzes zur Förderung
und Leitung des Sportwesens in Niederöster­
reichein. Am 28. Juni 1947 hat :die Landes­
regierung - in diesem Falle das Schulreferat
des Herrn Landeshauptmannst'ellvertreters
Popp - einen diesbez'Ü,glichen Entwurf ,a'us­
gearbeitet, der am 1. l'uli 1947 im 'Landtag I

eingebracht und vom Herrn Präsidenten dem .
Verfassungsausschuß zugewiesen wurde; der
Verfassungsausschuß hat sich sodann in seiner
Sitzung vom 28. Okto'ber 1947 mit der Vor­
lage hefaßt, sie als ul1Izulänglich erklärt und
von der Landesregierung eine neue TexHerung
verlangt. :Dieser Text wurde dann am 20. Juli
1948,also ungefähr % ]:ahre später, neuerlich
vom Verfassungsaiusschuß !behandelt und von
diesem an die 'Landesregierung zurüokver­
wiese!], Nun kann man iestst'eHen, daß er von
diesem ZeHpul1'kt ml wohl in ,der Schr,eibtisch­
lade ,des Herrn Landesamtsdirektors gelegen i

ist. (Landeslzauptmannstellvertreter Popp: In
meiner!) 'Das ist sehr interessant. In der
Zwischenzeit wäre es die Aufgabe des Obman­
nes des Verf'assungsausschusses gewesen, sich
um den Verhieib dieses Antrages zu 'kümmern.
Daß über den Gesetzesentwurf hier im Hause
überhaupt nicht verhandelt wunde, 'hat wohl
die Ursache in den üblichen Koalitionsstr,eitig­
keiten um die Beset'Zung der 'verschiedenen
Posten (Zwischenruf: In den Besatzungsver­
hältnissen, damit Sie es gmau wissen!), das
heißt um die entscheidende Funktion in der
vor'gesehenen Autonomie der Sportor,gani­
sationen.

Nun :kommt der JubiJäumsantrag; genalt
fünf Jahre später wiederholt die SPöI f,ast den
gleichen Antrag, um - es ik,ann nichts ander'es
angenommen werden - hier neuerlich den
Eindruck zu erwecken, es ,geschehe ohnehin
etwas für ,den Sport und für di'e Jugend. Mit
J:ubi Iäumsanträg'en, mit Berichten und Ge­
setzesentwürfen kann mana:ber hestenf:alls die
Kanzleien des Amtes der niederäst'errei0hischen
Landesregierung beschäftigen und die Hoff­
nung auf einen Fortschritt erwecken. Der
LiJ1lksblockhat im Jahre 1950 für den damali­
gen Antrag gestimmt und wir werden ,auch
heute für den vorliegenden Antrag stimmen
(Heiterkeit), dessen Realisier'ung einen Fort­
schritt bedeuten würde. (Landesrat Oenner:
Ihr habt noch nie den Mut .!':ehabt, für einen
Antrag von uns zu stimmen!) Ob nun endlich
damit ernst gemacht wird oder (Abg. Kreiner:
Wir warten, bis es ein .fubiläumsantrag ist!)
olb es in fünf Jahren 'ein neuer Jubiläums­
antrag wird, wird :die Tatsache in der nächst,en
Zeit zeigen. Vor allem ist es not'wendig - und
ich glaube, daß es hier von den 'Sportlern ohne
Unterschied der P,arteiricMung schon öfter er-
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klärt wurde -, daß den Sportlern in Nieder­
österreich endlich einmal eine wirkliche Hilft'
zuteil wird und größ,ere MiUel als 'bisher ge­
gehen werden, Sportfördernde Best,immungen,
vor aUem auf dem Gebiete ,des Verkehrs, wür­
den eine weit'ere Hiae ~ür sie bedeuten. Der
Sport soll keine Melkkuh sein, der man sich
bedient, um die durch die Regierungspolitik
z'errütteten Gemeindefinanzen in Ordnung zu
bringen, sondem der Sport soll ein Mittel sein,
das die Volksgesun.cttheit zu 'heben geeignet ist
und weiter auch dazu geeignet ist, die Lebens­
freude der werktätigen Menschen 'zu erhöhen.

2. P,RÄS'InENT: Zum Wort gelangt Herr
Abgeordneter D r. S t ei n g ö t t e r.

Abg. Dr. STEINGÖTTER: Hohes Haus'
Wenn sich heute der Sprecher des Lil1'kshlocks
darüber beHagt, daß immer wieder - ich muß
es aus,drücklich feststellen -- von unserer Par­
tei diie entsprechenden Anträ,ge gestellt 'wer­
den, so wissen wir alle, daß bestimmte Hinder­
nisse vorhanden sind, die es 'bisher unmöglich
gemacht haben, die betreffenden Gesetze dem
Hohen Haus so vorzulegen, daß entsprechende
Verlautbarungen ohne IEilnspruch möglich ge­
wesen wären. Es ist eine Eigentümlichkeit des
Linksblocks, immer wieder über Dinge zu
klagen -und uns die Schuld in die Schuhe zu
schieben, von denen er weiß, daß ihre Nicht­
erfüllung oder ihre Aufschiebung mit ganz
anderen Verhältnissen zusammenhängen, ,die wir
hier in diesem Hause nicht nä'her zu erklären
brauchen. ISchwi'erig ist die 'frage ,des Sport­
hetl1iebes in Österreich iund das ihn regelnde
Oes,etz ,deshalb, weil unsere Verfassung, wie
ich schon gestern im Verfassungsausschuß be­
Izüglich des Gesundheitswesens ausgeführt
habe, nach Meinung; vieler Verf.assungsjuristen
nicht ,die Möglichkeit bietet, daß in dieser Be­
ziehung endgültige Gesetze geschaffen werden
können. Wir sind alle ,davon überzeugt -, so­
wohl die ganze Bevölkerung und besonders ,dIe
sporttreihende Jugend -, 'daß ,der Sport, der
heute eine Großmacht darsfeilt, eseigenllich
nicht v,erdient, daß seine A,ngelegenheiten, so wie_
zum Beispiel jene ,des Gesundheitswesens, ,dem
Bund nur zur Erlassung des Grundsatzges,etzes
Z'Ugewiesen s,ind, während die Länder die Aus­
führungsgesetze zu beschließen haben. Gerade
der ,W'unsch des Unterrithtsministeriums, selbst
einen Mlusterentwurf zu schaffen, nach dem
dann die Landtage die -entsprechenden Durch­
führungsgesetze heschließen sollen, zeigt, daß
das Ministerium selbst das Bedürfnis hat, sich
grund:legendmit der Sache zu befassen. Es
wird Aufgabe ,der künftig,en Verfassungsver­
handlungen sein, daß hier sowie im Gesund­
heitswesen Änderungen Plah greif,en, und daß
der Sport als eine Angelegenheit des Bundes

erklärt wird, damit man .nicht warten muß, bis
neun Landtage 'eine Sache, die alle angeht, be­
schließen oder nicht beschließen. Wir haben
heut'e in den Tageszeitungen ,geJ,esen, daß von
den TotoeinnaJhmen, die eine ziemlich große
Summe ,darstellen, künftig 25 Prozent zur f'ör­
derung von K,ultm und Wiss,enschaft bestimmt
werden soUen. (Abg.Emecker: Vom Pterdetoto.')
Dann habe ich mich verlesen, dann ist das
aber noch traur,iger, denn dann ist das wirk­
lich nur ein schäbiger Rest, den man für die
Kultur be'reitste1lt. Alle diejenigen, die es mit
dem Gedanken des Sportes und der körper­
lichenErtüchtigung ernst meinen, müssen --­
es sei di,es einmal auf dies'er Trihüne off.en ge­
sagt - doch mit einigen Bedenken feststellen,
wie sich nicht nur in Österreich, sondern auch
auf ider ganzen WeH die Dinge im Sport ent­
wickeln. König des Sports ist der fußball und
es isteig,entlich bis jetzt unmöglich, gegen
diese Macht anz'ukämpfen, nannte man doch
erst vor kurzer Zei,tein Spiel im Wiener
Stadion "Das Spiel des Jahrhunderts!" Immer­
hin muß aber festgestellt werden, daß die
eigenHiche Sportbetähgung nicht sehr groß ist.
Wir gönnen den jungen Leuten Idas f,ußb-all­
spieI und haben oft 'freude daran, 'Wenn
unsere Mannschaft sie,gt oder müssen mit Miß­
vergnügen zur Kenntnis nehmen, daß si,e ein­
mal nicMsiegt. Es muß 'aber immer wieder
festgestellt werden, daß 60.000 Menschen
22 Leuten zuschauen und noch daz,u vielleicht
600.000 an den Radios hocken, in einer Atmo­
sphäre, die eigentlich mit dem Gedanken des
Sports nichts gemein hat, dem Verlauf eines
solchen Spieles zusehen oder zuhorchen. Es ;ist
das - sagen wir es ruhig heraus - eine Ent­
artungserscheinull:g, wenn s,ie auch in der
ganzen Welt Platz ,g,efunden hat. Sie finden
schließlich in ,der Geschidüe der Völker eine
Parallele. Wir wissen, daß das große Kultur­
volk ,der Römer in seinen Verfallszeiten das
Schauspiel der Circenses g.ebotenhat; es hat
sich damals allerdings um <Dinge gehandelt,
{Ji,enoC'h schrecklicher waren, weil es sich um
Kämpfe zwischen lebenden Menschen gehan­
delt hat. Jedenfalls ist es aber notwendig, daß
wir uns - darum ist ja der Antr:ag des Vü­
fassungsa:usschusses so gefaßt worden - nicht
nur mit dem Schutz \d:~r Spiel- und Turnplätze
und nicht nur mit ,der notwendigen Anforderung
von Spiel- und Turnplätzen befassen, sondern,
daß wir überha,upt auf dem Gebiete des Sports
durch ein Sportförderungsgesdz endlich ,einmal
Ordnung machen, freilich muß offen gesagt
werden, daß wir auch auf diesem Gebiet den
Zug zur weitgehenden Verpolitisier'ung bemer­
ken und daß dieser Zug nach Verpolitisierung
gewisse Hemmnisse mit sich bringt. Wir müs­
sen dies'hinnehmen,es ist dies nicht aus der
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unserer fraktion aus zu dem Antrag des Ab­
geordneten Staffa und Genossen SteHung ge­
{]()Immen und uns zu diesem Antrag durchaius
positiv gestellt, weil wir der Auffassung sind,
daß auch die gesetzgebenden Körperschaften
alles zu tun haben, 'Ulll den Sport in seiner
weitesten form zu fördern, und weil es auch
für uns völlig klar ist, daß die Volksgesund­
heit zweifellos von einem umfassenden 'Sport­
betrieb ,der heranwachsenden jlugend in
unserem Landahhängig ist. Wenn wir im
Ausschuß den ersten Antrag bemängelt haben,
dann geschah es deshalb, weil hier im Antrag
sowohl 'von einer Novelhewng als auoh vo'n
der SchaHung eines völlig neuen Gesetzes ge­
sprüchen wurde. Wie 'ernst es uns wirklich
um die Sportförderung im weitesten Sinne zu
tun ist, beweist der im Verfassungsausschuß
vom Herrn Abgeordneten Zaoh eingebr:achte
Antrag, . mit ,dem wir üher den Antrag der
Antragsteller hinausgegall1gen sind und ,ein
umfassend'es Sportförderungs,gesetz vorge­
schlagen haben, das die :Landesregierung aus­
arbeiten und ,dem Landtag vo-rlegen s01.1. Es
ist nun einmal so, daß die Jugend in der
Nachkriegszeit mancherlei gesundheitliche
Schäden erf'ahren hat und daß daher dem
Sport und der sportlichen Betätigung der
Jugend mehr Augenmerk z'ugewendet werden
muß als zu jeder anderen Zeit. Wir werden
uns also freuen, wenn wir sehr bald im Hohen
Haus vor allem einmal die No'velliepung des
bestehenden Spielplatzschutz- und -anforde­
rungsgesetz besprechen und beschheßen kön­
nen. Wir hoffen, daß in weiteper folge auch
ein Sportförderungsgesetz vorgelegt werden
kann. Das L'and Oberösterreich i'st uns hier
schon beispioelgebend vorangegangen und hat
hereits vor Jahren eine NÜ'vellierung der
bestehenden Gesetze vorgenommen. Wir wol­
len hier einem guten Beispiel folgen und hof­
fen, daß auch die ,anderen Bundesländer ­
allen voran auch Wien - nachfolgen werden.
Auch die Gemeinde Wien hat sich bis heute
noch nicht zu einer solchen Novellierung ent­
schließen k,önn,en. Wir werden auch hier den
Wi,enern mit einem guten Beispiel vOPa'ngehen;
vielleicht wird dann auch Wien 'ein solches
Gesetz einbringen oder eine Novellierung Jer
bestehenden Gesetze vornehmen.

Es wird vielleicht 'von verschiedenen Seiten
eingewendet werden, daß für die Sportförde­
mllg zu viel getan wird. Die Beträg'e aus dem
Sporttoto sind sicherlioh sehr ,llOCh, 3ber auch
die Auslagen z'ur 'Schaffung von Sportflächen
oinrd enorm hoch. Hier ist es nun verständlich,
wenn die Sportverbände Wert darauf legen,
daß die Mittel 'aus dem Sporttoto in erster
Linie auch weitgehend wieder ,dem Sport und

I keinen anderen Zweoken zugdührt werden.

Welt zu schaffen,aber damit hängt gar sehr
die Verzögerung in der Behandlung der bis­
herigen Vorlagen und Anträge unserer ,partei
inbezug a'uf das Sportg,esetz zus.ammen, wie
dies ehen jetzt festgestellt wurde.

Wir wissen, daß es in Österreich ,drei Par­
teien gibt und daß wir daher auch drei ver­
schiedene Sportrkhtungen haben. Die Abgren­
zung dieser rein politisch eingestellten Vereine
in bezug auf die zu schaffenden Sportverbände
bildet gewisse Schwierigkeit::n. Sie waren es
hauptsächlich, warum unsere Anträgl' bis jetzt
noch nicht Gesetz wefode'n konnten. Das wissen
aber die Vertreter des Linksblocks genau so
wie wir und infolgedessen ist es eine sehr
fadenscheinige Begründung, daß die Schuld
nur bei uns liegen Süll, daß die betreffenden
Gesetze bisher noch nicht beschlossen werden
konnten. Jedenfalls wünschen wir, daß ,die
Novelliewng ,dieser SpielpJ.atzschutz- 'lind -an­
forderungsgesetze jetzt wirklich durchgeführt
wird. Wir können dem Herrn Abgeordneten
Pospischil versprechen, daß sich jetzt der Land­
tag tatsächlich in möglichst kurzer Zeit mit
der Vorlage eines solchen Gesetzes bef'assen
wird. Schwieriger sind, wie ich 'schon g,esagt
habe, die Dinge mit dem Sportgesetz s,elbst,
aber auch hier werden wir absolut nicht ruhen,
bis ein entsprechendes Sportgesetz geschaffen
ist, wobei ich Ivon meinem Standpunkt aus es
bedauere, daß das 'länderweise geschehen muß,
weil eben nach meiner Meinung das eine Bun­
desaufgabe ist. Diese Sache 'betrifft die g.anze
Bev'ölkeflUng 'und bildet eine wichtige förde­
rung der Volksgesundheit und der Volks­
ertüchtigung.

Nach 'sieben Jahren) ,wmden in diesem
Haus für die Fenster dieses Saales Vorhänge,
wie sie uns vordemonstried wurden, ange­
schafft; sie haben wahrscheinlich den Zweck,
das allzu grelle Sonnenlicht von dies'cm Saal
abzuhalten, damit nicht infolge der zu reg,en
Tätig1keit ,dieser Hohen Körperschaft derhie
und da auftretende Schlaf der Gerechten
gestört wird (Heiterkeit), wir erwarten, daß
entsprechend dieses fortschrittes auch in der
Behandlung ,der Gesetze, die wir hier dem
Hohen Haus u,nterbreiten, endlich Remedur
geschaffen wird. Wir erwarten, daß uns mög­
lichst bald die Novellierung des Sportplatz­
schutz- und Sportplatz3lnfo-r,deru11'g'sgesetzes
zukommt ,und daß ,auoh ein neues Sportgesetz
zum Besten des Sports und uns'erer Jugend
clem Hohen Haus vorgelegt wird. (Beita II bei
den Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt IIerr
Abgeordneter S ta n g I e r.

Abg. STANGLtER:Hohes Haus! Wir
haben bereits im Verfassungsausschuß von



Es ist uns auch k1:lr,rdaß für die Kultur
und die kulturelle Betätigung und Betreuung
unseres Volkes noch mehr getan werden
könnte. Vielleicht könnte man sich aber ,da
einmal überlegen, die Lustbarkeitssteuer bei
Kulturveranstaltung0n e~was herabzusetzen.
Es ist ganz interessant, festzustellen, daß hei
den großen Sportveranstaltungen - wie sie
als Beispiel angeführt wurden . -- ungeheure
Summen an Lustbarkeitssteuer - gerade hier
im Land Wien ~. eingenommen, ,diese Be­
träge aber durchaus nicht dem Sport zug~­

führt werden.
Ich könnte 'lüerzu eine sehr interessante

AufsteUutlig bringeil. Es gibt hier in Wien
in 22 'ßezirken 250 FußbaUvereine mit insge­
samt 750 Mannschaften und nur 88 -Sport­
plätzen. Es ist also ,auch hier noch sehr viel
nachzuholen, denn ich :bin der Meinung ­
da muß ich meinem Vorredner widersprechen
- daß auch der :fußhallsport heute ein Volks­
sport gewor·den ist. Sicherlich wird auch in
S1. Pälten nicht ,nur auf drei Plätzen Fußball
gespielt (Abl{. Dr. Sfeingötfer: Allf 18!), son­
dern auch auf den verschiedenen Wiesen
und allen freien Plätzen, wo schon der jüngste
Vol'ksschüler bis ZilIm zukünftigen Spieler in
der ersten Nationalmannschaft seinem fuß'ball
nachläuft. Z'weifellos ist heute 'auch der F uß­
ballsport zu einem Volkssport geworden. Es
ist richtig, daß viele aus bloßer Neugierde ins
Stadion gehen, um ein spannendes Spiel zu
sehen, es si,nd aber anderseits unter den Zu­
schauern sicherlich sehr viele, die auch aktiv
einen Sport ausüben ; man kann nicht behaup­
ten, daß nur 22 tätig sind und alle anderen
nichts tun. Ich 'bin überzeugt, daß ein hoher
Prozentsatz derjenig,en Zuschauer, die in den
Rängen des Stadions sitzen, auch aktive Sport­
ler si.nd und in ihrer freizeit den ,Fußballsport
hetr-eiben. Ich k'önnteal1'Whren, daß bei einem
Schauturnen der Konz'edhaussaal mit einigen
tausend ,Leuten besetzt war und es haben dort
auch 'Uur z·ehn L'eute geturnt. Unter den Zu­
schauern waren aber sicherlich auch viele
Turner und Sportler. Man kann das also nicht
so ohne weiteres abtun und mit den Circenses
der Römer vergleichen. Es ist hier sicherlich
Hoch ma'nches zu verbess,ern, da sich Aus­
wüchse gezeigt haben, die ein Sportler o,der
Turner durchaus nicht begrüßen kann. Wir
waUen aber feststellen, daß Stadt und Land
im Interess,e der Volksgesundheit eine große
Aufg,abe vor sich haben und alles tun müssen,
um den Sport in weitestem Ausmaße zu för­
dern. Darum wurde von unserem Vertr-eter im
V'erfassungsausschuß, dem Herrn Abgeord­
neten Zach, Ider Zusatzantrag eingebpacht, daß
anläßlich des von Ihnen gewünscht1en Sport­
stättenanforderungsgesetzes ein SporHörde-

rlIngsgesetz geschaffen wird. Damit hahen wir
sicherlich unsere eineleutige positive Einstel­
lung zur förderung des Sports zum Ausdruck
gebracht. Wir 'Werden uns freuen, wenn wir
sowohl die Novellierung als Cluch das Sport­
förderungsgesdz recht bald im Haus in dpll
Ausschüssen berat'ell k6nnen.

Was nun der Redner des Linksblocks dazu
gesagt hat, hat das gesilmteI--IoheHaus sicher­
lich Jücht besonders irritiert. Wenn der Herr
Abgeordnete des Linksbloclks hier nach allen
Seiten Belehrungen austeilt angefangen
vom )Lal1'dieshauptmannl"t'~l1ver~Tet·er bis zum
Amtsdirektor - so ist das seine Sache. Jeder
denkt sich dazu seinen Teil und läßt elen
Unksblock links liegeil.

Wenn der Herr Abgeordnete Pospischil hier
wei,ter von Jubiläumsanträgen spricht,Hohes
Haus, dann sind wir es seit sieben Jahren ge­
wohnt, daß lüer immer wieder jubiläul1lsreden
gehalten wurden und wahrscheinlich auch
weiterhin ,gehalten werden; das kann uns aber
nicht beiTPcn. Die große Mehrheitdiese'3
Hauses - und das sind 95 Prozent - wie
überhaupt die gesamte Bevölkerung, wird auch
hier den richtigen Weg gehen lind auf dem
Gebiete des Sports das tu'n, was 'unserem Volk,
vor allem unserer Jugend notwendig ist, und
zwar o'hne Demagogie, in einer wirklich ges'l1l1­
den Arbeit für unsere Jugend und für die Ge­
s'undheit unseres Volkes. (Beifall bei der ÖVP.)

2. PRÄSIDENT: Die Rednerlis,te ist er­
schöpft. Der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterstatter Abg. STAffA (Schlll/i­
wort): Nach dem edlen Wettstreit, der sich im
Zusammell'hang mit ,dem vorliegenden Antrag
hier im Hohen Haus entwickelt hat, darf ich
wohl annehmen, daß der sogenannte Jubiläums­
antrag bewiesen hat, daß Beharrlichkeit zum
Ziel führt und ,der Antrag des Verfassungs­
ausschusses die einstimmige Annahme erfahren
wird.

2. PRÄSIDENT (I/(J{!z AbsfiIllIllIllZg): A n­
gen 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Abg. Re i t z I, die
Verhandl ung zur Zahl 315 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. REITZL: Hohes Haus!
Ich ihabe namens des Wirtschaftsausschusses
üherdie-- Vorl'age der Landesregiemng, betref­
fend \X!irtschaftsf'örderungsfonds, Bericht für
das Jahr 1951, zu berichten.

Der Landtag von Niederösterreich hat im
Zusarnmenhang mit seinem Beschluß vom
25. April 1947 über die Gewährung VOll Dar­
lehen zum Zwecke des Wiederaulfh3lues kriegs­
geschädigter Betriebe der gewerblichen Wirt­
schaft mit dem Beschluß vom 24. Juni 1948
von der Errichtung des "Wirtschaft'Sförde-
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I. Zllgänge:

1. Kontostand am 1. März 1951 laut Kontoauszug vom 1. März 1951 . . . S 545.590.59
2. Bis zum 31. Dezember 1951 sind 604 R'Ückzahlunglen 'auf die seinerzdt

durch den Beirat für Wiederaufba:uhilfe bewiIligten und nach Genehmigung
durch die niederösterreichische Landesregierung ausgezahlten zinsenlosen
Kredite im Betrag 'von . . . . . . . . . . . . . . .. ..... S 448.371.41

3. Bis zum 31. Dezember 1951 sind 10 Rückzahlungsratcn in der :H<öhe von
zusammen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 68.500.--"
auf seinerzeit mi,t Genehmigung der niederästerreichischen L'andesregie-
rung gewährte zinsenlose Darlehen aus Fremdenverkehrsförde~
rungsmitteln eingelangt.

4. Im lBerichtszeitraum wurden auch die im außerordentlichen Voranschlag
1951, V.-A. 75-61, Beiträge zur F'ördewng der gewe.\1blichen Wirtschaft,
zur Verfügung gestellten Kreditmittel in drei Vierteljahrsraten von w-
sammen . . . . . . . . . . . . . . . S 1,200.000.-
auf den Fonds überwiesen.

5. Im :Berichtsz,eitrau:m ist 'ferner ein Bdmg von S 50.00n.--
eingegangen, der seinerzeit der Stadtgemeinde St. FöHen für die Fertig-
stellung ,der Fassa'de ,des Hauptschulgebäudes in 'St. PöHen anläßlich der
Landesau'Sstellung 1950 zur Verfügung gestellt wurde.

6. 'Spesengutschrift 'anläßJi.ch der Richtigstellung einer Fehlbuchung der
Landeshypothekena'llstalt für Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . S --.15
An Zugängen ,sind daher bis zum 31. Dezember 1951 mit Einschluß des

Anfangstandes . . . . . . . .. . S 2,312.462.15
zu verzeichnen.

rungsfonds" genehmigend Kenntnis ge~

nommen.
Der Wirtschaftsförderungsfonds hat im

.J ahre 1950 ,eine bedeutsame Ausweitung seiner
Funktion, di,e sich bisher nur auf das Gebiet
der gewerblichen Wirtschaft erstreckte, dadurch
erfahren, daß der Landtag von Nicderöster­
r,eich in seiner 5. Sitzung am 15. Dezember
1950 den Beschluß gefaßt :hat, die Rückzah­
lungsraten jener Darlehen, welche aus den für
Zwecke der F remdenvel1k,ehrs'förderung voran­
schlagmäßig vorgesehßnen Mitteln bereits aus­
gezahlt wurden und Iweiterhin gegeben werden,
in den Fonds zmückfließen zu lassen, um diese
Mittel auch in Zukunft für Zwecke der Frem­
denverkehrsf<örderung verwenden zu können.

<Gemäß Beschluß der niederäst'erreichischen
Landesregierung vom 28. Mai 1947, mit dem
die Durchführungsbestimmung'en z:um eingangs
erwähnten Landtagsbeschluß vom 25. April
1947 erlassen "Wurden, ist dem Landtag all­
jährlich über den Stand des Fonds >Rechnung
zu legen.

Dementspr1echend wurde letztmalig 'Über den
Zeitraum vom 1. März 1950 bis 28. Februar
1951 dem Landtag von Niederösterreich ein
Bericht über den Stand des Wirtschaftsförde­
mngsfonds vorgelegt. Der Bericht wurde vom
Landtag genehmigend zur Kenntnis genommen.

In der Zeit vom 1. März 1951 bis zum
31. Dezember 1951 zeigt ,der Wirtsohaftsf'Ör,de­
rungsfonds folgende Entwicklu:ng (liest):

S 1,522.989.70

S 1,948.167.99

s

11. Ausgänge:

Die Ausgänge aus den Fondsmitteln ergeben folgendes Bild:
1. Durch die Landeshypothekenanstalt für Ni,ederüs~erreich kamen im Laufe

des Berichtszeitraumes zur Verrechnung:
a) Bal1'kspesen S

b) Erlagscheine, die an die Krleditnehmer ausgegeben werden . . . . . . S
i Auf Gpl;lnd der beim Amte von den Geldinstituten eingegangenen Zinsetp.

vorschreihungen für Darlehen, für ,die die Landesregiemng den Zinsen­
dienst übernommen hat, wurden in der Berichtszeit insgesamt
an Zinsen aus dem Fonds ausgezahlt.

3~ Im Berichtszeitraum wurden ferner 158 zinsenlose Krediite ,aus fo'nds­
mitteln flüssig gemachti'll1 Gesamtbetmg von

An Ausgängen sind daher per 31 Dezember 1951
zu verzeichnen.

1~013.70

120.-

424.044.59
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364.294.16

364.294.16

S 5,925.689.44
S 101.276.97

S 5,824.412.47

S 1,931.500.--

S 2,312.4ü2.15
S 1,948.167.9()

S

oS 3,ü26.041.--.

oS 3.854.28

S 5,925.ü89.44

S 100.508.53
für Mani-

S 768.44

der Passiva S 101.276.97

für das Jahr
· S 379.-
· S 86.474.96
· S 13.572.57
· S 82.-

Summe der Aktiva

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

,,1. Der Bericht der Landesregier;ung, betref­
fend die Gebarung des Wirtschaftsförderungs­
fonds in der Zeit vom 1. März: bis 31. Dezem­
ber 1951 wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Biericht wird gemäß § 15 RHG,
BOB\. Nr. 144/1948, ,dem Rechnungshof zur
Kenntnis gebracht."

Ich bitte um Annahme des Antrages.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort ist niemand ge­
mel,det, wir kommen zur Abstimmung. (Naclz
Abstimlllung): A n gen 0 m m e n.

Wir gela'11'gien Z'llr Beratung der Nachtrags­
tagesordnung. Ich ersuche den Herrn Abgeord­
neten Si gm u n cl, die Vel'handlung zur
Zahl 326 einzuleiten.

Berichterst;atter Abg. SIGMUND: Hohes
Haus! Ich habe namens des Bauausschusses
über den Antrag der Abgeordneten Sigmund,

Reinvermögen des Fonds per 31. Dezember 1()51

I I I. Z u sa m m e n s tel lu n g :

Summe der Aktiva . . .
Summe der Passiva . . .

I I. Pa s s i va :

1. Verpflichtungen aus bewilligten Zinsendienstübernahmen
1950 in 2 Fällen
1951 in 100 Fällen
1952 in 27 Fällen
1953 in einem Fall

Der Wirtschaftsförderungsfonds weist daher im Berichtszeitrau'ID
a) Zug ä n g e, einschließlich ,des Anfangstandesvon S 545.590.59, in der

H'öhe von .
b) Aus g ä n g 'e von . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

auf, so daß sich am 31. Dezember 1951 bei der Landes-Hypothekenanstalt
für Niederösterreich ein Guthaben von . . . . . . . . . . . . . . .
befand.
9as Fondsvermögen stellt sich per 31. Dezember 1951 folgendermaßen dar:

1. Guthaben bei der Landeshypothekenanstalt für Niederösterreich . . . . . S
2. Forderungen per 31. Dezember 1951 aus 446 bewilligten zinsenlosen

Krediten . . . . . . . . . . . . . . . . . .
3. Forderungen per 31. Dezember 1951 aus 21 zinsenlosen Kl:editen, die aus

FremdenverkehrsMrderungsmiHeln seinerzeit bewilligt wurden und deren
Rückzahlungen gemäß Beschluß des Landtages vo,n Niederösterreich vom
15. Dezember 1950 in den Wirtschaftsförderungsfonds zurüokzufli'eßen haben

4. Guthaben bei der LandeshypothekenanstaH für Niederösterreich für %%
p. a. Zinsen für das J a'hr 1951 . . . . . . . . .

2. Lastschrift der Landeshypothekenanstalt für :--Jiederöster':'~ich

pulationsgebühren, Provision, Porti und sonstige Bankspesen

Summe

Die Anregung des Rechnungshofes in seirlem
Bericht über das Ergebnis der Überprüfung
der Oebarung des Landes für das Jahr 1950
entsprechend, wird die bisherige Form der
Zeichnungsberechtigung (Amts'vorstand un cl
Referent des Landesamtes V/2) nach dem
Grundsatz der Trennung von Anweisung und
VoUziehung abgeändert und der g,egenständ­
iiche Bericht über die Fondsgebarung, .gf'mäß
§ 15 RHO, BGB\. Nr. 144/1948, dem Rech­
nungshof vorgelegt werden.

Dem Wirtscha'ftsfö11derung'sfonds ist nach
wie VO'r größte ß,edeutung heizumessen, da der
Kreditbedarf der niederösterreichischen Wirt­
schaft weiterhin im Ansteigen begriffen ist und
durch Iden Fonds wenigstens zum Teil eine
planmäßige Abhilfe des Kreditbedarfes ermög­
licht wird.

Der Wirtschaftsausschuß stellt daher fol­
genden Antrag (liest):



zu vermeiden, für ,die Industriegebiete fleisch
Cluf Vorrat ZIU legen.

In seiner Sitzung 'Vom 28. April 1952 hat das
\X!irtschaftsdirektorium der :Bundesregierung
sein Einverständnis ausgesprochen, unter
anderem auch für das Land Niederösterreich
eine Menge von 100 Tonnen fleisch in die
Einlagerungsaktio'n des Bundes unter nach­
stehenden :Bedingiungen einzubeziehen.

Das Land Niederösterreich hat den Waren­
wert für ,die erwähnte fleischmenge selbst
kapitalmäßig bereit"ustellen und außerdem die
Zi.nsendifferenz über 6 Prozient, welche das
Bundesministerium für Land- und forstwirt­
schaft leistet, ,aus eigenem zu tragen. Sämt­
liche, mit ,der Einlagerungsaktion im Zusam­
menhang stehenden sonstigen Aufwände, wie
Ein- tll1'd Auslagerungsspesen, Lagerungs­
kosten, Transportk'Osten in das bezi~hungsweise

vom Kühl,lCl!gel1haus, Kühlha'Uskosten, Versiche­
l'Ungsllwsten, Lag1erschwund sowie eine event'uelle
AusfaUshaftung für Differenzen zwischen afln
Einlagerungspreis 'und dem zum Zeitpunkt d"r
Auslagerung festgesetzten Abgabepreis, trägt
das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft.

Das Bundesministeriu'l11 "für Land- und f orst­
wirtschaft behält sich lediglich die Festlegung
des jeweiligen Zeitpunktes der Auslagerung
sowie die festsetzung und Verteilung der aus­
zulagernden Mengen, welc'he über Antrag des
Landes erfolgen, vor.

für den fall, daß aus unvorhergesehen,en
zwingenden Gründen die teilweise Verteilung
für ein anderes Bundesland unbedingt notwen­
dig würde, erfolgt eine solche im Einverständ­
nis mit dem betreffenden Bundesland. Bemerkt
wir,d, daß für die Einlagerungszeit ein Zeit­
raum von drei bis 'vier Monaten vorgesehen
ist und daß auch eine 'Reihe anderer Bundes­
länder, wie :voralIem Wien und OberösterreiLh,
mit zirk:?, 20 beziehungsweise 2 Millionen 'Schil­
ling von den günstigen Bedingung,en dieser
Einlagerung des Bundes :Gebrauch machel!.

Die niedel'österreichische Viehverwertungs­
genossenschaft, Wien I, Seilerg,asse 10, hat im
Einvernehmen mit ,dem Landes,ernährungsamt
bereits mit eigenem Kapital zu obengenannten
Bedingungen die Einlagerung VOll zirka
30 Tonnen erst1klassige'l11 Schweinefleis·ch im
Kühllag:ephaus der Stadt Wr. Neustad vorge­
nommen. Da mit dieser Menge die Lagerungs­
möglichkeiten im Schlachthaus Wr. Neustadt
ausgenützt sind, wird beabsichtigt, die restliche
Menge von 70 Tonnen ebenfalls durch die
niederöst,erreichische Viehverwertungsgenossen­
schaft in den KÜ'hllagerrä:umen der Vereinig­
ten Eisfabriken und KÜ'hlhallen, reg. Gen.,
Wien XX, P;asettistraß,e 76, in Vorrat Z11 legpn.

;für diese Restmenge hat das Land Nieder-
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Dr. Steingötter, Hrebacka, Eckhart, StolI,
W,enger 'Und Genossen, ,betreffend Uferbruchs­
verbauungam Mittellauf der Kleinen Erlauf
zu berichten.

Die Kleine .Erlauf ist eines der gefürchtd­
sten Wildwässer des niederösterreichischen
Voralpenlandies. Sie tritt auch bei verhältnis­
mäßig geringen Niedersohläg'en sehr bald aus
ihren Ufern und verwüstet weithin fmchthares,
landwirtschaftlich genutztes Gebiet. Besonders
große Schäden verursachte das Hochwasser
vom 4. Mai 1951. Damals 'Wurden im Raume
von Perwarth, Wang, Steinakirchen am forst,
Ernegg, Wolfpassing und Zarnsdorf tausende
Quadratmeter fr,uchtbaren Ackerlandes fortge­
spült oder vermurt. Die von den Bewohnern
d,er angeführten Gemeinden vorgenommenen
Sehließlungen der Dammdurchbrüche erwiese:l
sich selbstverständlich als unzulängliC'h und
immer wieder strömen 'bei Hochwasser ,die
rIuten durch die notdürftig hergestellten Ufer­
bruchver:bauungen. iDie Gemeinden sind nicht
mehr in der Lage, aus eigenen Mitteln auch
nur die notwendigsten Instandsetzungen durch­
zurühren. Die Bau,erngehöfte dieses Gebietes
und deren Bewohner befinden sich in ständiger
Gefahr vor einem neuerlichen Hochwasser.
Diese Gefahr kann nur durch die Errichtung
umfassender Uf,erbruchverba'Uungen gebannt
werden.

Ich stelle daheT namens des Bauausschusses
folgenden Antra~g (liest):

Der Hohe Landt:ag wolle beschließen:
,,:Die L'andesnegierung wird aufgefol;dert, das

zur Durchführung von Uferbruchsverbauungen
a111 Mittellauf der Kleinen Erlauf Erforderliche
ungesäumt zu veranlassen."

Ich bitte den Hohen Landtag, den Antrag
anzunehmen.

2. P;RASIDENT: Zum 'Wort ist niemand ge­
meldet, wir komme'n z'ur Abstimmung. (Nach
Abstiml1111llc:): An gen o.m me n.

Ich ersuche den Herrn Abg. Sc h ö be r 1, die
Verhandlung zur Zahl 325 einzuleiten.

iBerichterstatf,er Abg. SOHÖBERL: Hoher
Landtag! IClh habe namens des finanzaus­
schusses über die Vorlage der Landesregierung,
betreffend fleischvorratsaktio'11 des L'andes
Niederösterreich zu berichten.

Der finanzausschuß hat Idiese Vorlage in
seiner Sitzung vom 4. Juni 1952 mit einigen
Abändemngen beschlossen. Diese Abänderun­
gen sind in dem Antrag des Ifinanzausschusses,
welcher dem Hohen Haus vorliegt, bereits ent­
halten. Der im Antrag angefü'hrte Voran­
sohlagsansatz hat 'richtig zu lauten: 99-61
statt 90-61.

Das Land Niedef'öst,erreich beabsichtigt, um
Versorgungsstörungen in den Sommermonaten

j
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die Menge, die hier bevorratet werden soll, ver­
hältnismäßig sehr gerin,g ist. Der Herr Präsi­
dent Strommer hat im Parlament festgestellt,
daß der fleischverbrauch pro Kopf und Woche
70 Dekagramm betrage, also 60 Prozent drs
friedensver'brauches. Man könnte also mit der
Vorratsmenge ungefähr 140.000 MenschrIl
tine Wochenration geheIl. Es ist zweifellos zu
begrüßen, daß eine solche Aktion gemacht
wird, und daß sich auch der Landtag \'on
Niederösterreich mit dieser frage beschäftigt.
Es ist alleJ:1dings die frage, ob mit einer sol­
chen Aktion die Gefahren für die Versorgung,
die schon dar,alus hervorgehen, daß man eine
solche Aktion für notwendig hält, wirklich ge­
bannt werden lkörnnen. !Es ist dann noch c!ie
fm,ge, was weiter gesche'hen soH und ','Tas
geschehen wird, angesichts der Entwicklung,
die wir heute in der Landwirtschaft und bei der
landwirtschaftlichen Produktion sehen. Die
wich tigste Voraussetzung, ,daß die VersorgU':lg
der Industriebevölkerung und der IBevölkerung
überhaupt nicht gefährdet wird, ist natürlich
die Hebung der landwirtschaftlichen Produk­
tion und eine gesunde Preispolitik, die den
Bauern ein ausreichendes Einkommen bietet
und der Bevölkerung die Möglichkeit gibt,
daß sie so viel Fleisch kaufen kann, als sie zur
Erhaltung ihrer Arbeitskraft und ihrer Ge­
sundheit braucht. Wir haben schon in dn
letzten Zeit gehört, daß in den vergangenen
Jahren der Stand an Rindern und Schweinen
in Österreich zurückgegangen ist. Nach stati­
stischen Meldungen wird er noch weiter zu­
rückgehen, nämlich nach der Erhöhung der
Preise für Futter, FuHermittel und Kunst­
dünger. Es gibt einetreffeJ1lde Illustration zu
dieser Vorlage, die heute den Landtag beschäf­
tigt, das ist eine Mitteilung in den "Landwirt­
schaftlichen Naohrichten", dem Organ der
St'eirischen Landwirtschaftskammer vom 5. Juni
1952, wo ,es heißt (liest): "Im einzelnen ist
zu bemerken, daß die neuen Preise für Mais
'und Milocorn ,die Schweinemast bei ,gleichen
Scl1weinepreisenan die Grenze der Hentabliti-it
bringen. Die Schweinehaltung wird :llsa mehr
als bisher auf das wirtschaftseigene fLitter ver­
wiesen, ein Zust,and, der durchaus im Intecesse
einer :gesunden Agrarpolitik und im Interesse
unserer'Ernährungswirtschaft liegt."

Ich möchte das sehr bezweifeln. Es wird
auch immer wieder davon geredet, dar) man die
Wirtschaft ,auf die eigene Produktion umstellen
soll, aufhofeigene futtermittel. Das kann man
aber nur unter ganz bestimmten Umständen
und bei einer ganz bestimmten Größe des Be­
triebes. Die kleineren und die mittl~!\:~il Be­
triebe können das gar nicht, jedenfa 11 s nicht
in einem solchen Ausmaß, daß die Schweine­
haltung noch rentabel wäre; sie wären gezwul1-
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österreich den Kapitalswert von zirka 1,3 Mil­
lionen Schilling beizustellen und die Zinsendif­
ferenz von zirka 5000 S für dieses Kapital zu
trageIl. Für das seitens der niederösterreicili­
schen Viehverwertungsgenossenschaft berei:ge­
stellte Kapital zur Einlagerung der erwähnlm
30 Tonnen Fleisch wäre eine ZinsendiffereJ~z

von 4000 S vom Land Nie,derösterreit'h zu
übernehmen.

Der finanzausschuß stellt daher folgende!]
Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen.
"Der niederösterreichischen Landesregierung

wird bewilligt, für' die Kühllagerung von zirka
70 Tonnen f'leisch 'von der Versicherungs­
anstalt der österreichischen Hundeslälider ein
bis Ende September 1952 befristetes Darlehen
von 1,3 Millionen Schimng zu höchstens
sieben Proz'ent Darlehenszinsen aufzunehmen
nnd den Zinsenausfall für die Gfsamleinlagi:­
rung von 100 Tonnen fleisch, und zwar für
C:ie Aktion Wr. Neust,adt mit einer Kapitals­
vorl,age von zirka 600.000 S (1 Y:; Prozent p. a.),
sowie für das Darlehen von 1,3 Millionen
Schilling der Versicher;unganstalt der östelTei­
chischen Bundesländer, die Zinsendifferenz von
höchstens 1 Prozent p. a., zusammen also höch­
stens 9000 05, zu Last,ea des Voranschlags­
C1nsatzes 99.-61('0nvorhergesehenl' Allsga~len)

für das Land Niederösterreich zu übernehmen."
Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag die

Zustimmung zu geben.
2. PRÄiSoIDENT: Ich eröffne die Debatte.

Zum Wort gemeldet ist Herr Landesrat
Gen n er.

Landesrat GENNIER: Hoher Landtag! In
der Vorlage wird festgestellt, daß eine fleisch­
vorratsaktion gemacht werden soll, um in den
Sommermonaten die Gefährdung ,der Versor­
gung der Industri'egemeinden hil1'tanzuhalten.
[s sollen noch 70 Tonnen Fleisch eingelagert
werden, nachdem 30 Tonnen bereits eingelagert
sind, insgesamt also 100 Tonnen, was an sich
nicht 'sehr viel ist, denn das sind bekanntlich
10 Waggons. InWirklichk,ei,t handelt es sich
hier um eine Aktion des Bundes, weil das ja
eine iBul1ldessache ist. Im Motivwbericht heißt
es ja auch, daß das Land Niederösterreich in
die Vorratsaktion des Bundes einhezogen wec­
den soll, und zwar :unter der Bedi,ngung, daß
das Land Niederösterreich ,einen Kredit von
1,3 Millionen Schilling aufnimmt und einen
Zinsendienst von 9000 S leistet, das heißt also,
in Wiriklichk,eit ist das ein Vorsc'huß, de:1l!;'s
Land Niederösterreich dem Bund gibt, wahr­
scheinlich deshalb, ,weil der Bund angeblich
auch gleich da ist, wenn das Land von ihm
etwas braucht.

Im Ausschuß wurde bereits festgestellt, dan
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gemacht worden, und WÜld ,auch nicht gemaoht,
und zwar aus politischen Gründen. Der Land­
tag beschäiftigt sich Überhaupt sehr seHen mit
landwirtschaftlichen fragen. Das ist gewiß
nicht von Nutzen und mir persönlich tut es
außerdem noch leid. Angesichts der drohenden
Gefahren wird es aber notwendilg sei'n, daß der
Landtag mehr als bisher vielleicht eingehender
zu allen diesen fra,gen SteHung nimmt, seine
A'utorität in die Waagscha'le wirft und in
seinem Wir'kungskreis die notwendigen Forde­
rungen 'bei ·der IBundesregierung stellt. Damit
allein ist es natürlich nicht getan, wenn eine
Vorlage der Land:wirtschaftskammer kommt, in
der man nur feststellt, wie :gut man addieren
kann und wie 'wunderbar die Rechnungen aus­
gehen, denn dazu ist die Lage viel Z'lI ernst.

Ich glaube, daß sich der Landtag ;;ehr bald
mit allen diesen fragencingehencI beschäftigen
muß und prüfC11l wird müsrsen, weIcheM,aß­
nahmen notwendig sein werden, um drie bei der
fortführung der heutigen Agmr- und Wirt­
schaftspolitik wirklich emstlich drohenden Ge­
fahren für die landwirtschaftliche Produktion,
~ür die ,Existenz vie1er ikl'einer und mittlerer
Bauern und damit für die VersopgU!n~g der
städtischen Bevölkerung in absehbarer Zeit zu
bannen.

2. P:RÄ,s,IOENT: Zum Wort gelangt Herr
Abgeordneter Wen ger.

Abg. WENOEH: Hohes Haus! Ich gehe mit
Herrn Landesrat Genner konform, wenn er
sagt, daß hier eine MaBnahme getroffen wird,
die wir durchaus begrüßen ,können. Wir begrü­
ßen diese M.aßnahme ,a,uch namens Ul1sertr
fraktion. Wir stellen nur mit Bedauern fest,
daß die Menge, ,die hier auf Vorrat gelegt
wird, klein ist. Wir verstehen 'aber anderseits,
daß die Möglichkeiten, die gegeben [;ind, um
die Vorratsmenge größer zu gestalten, ~ben
begrenzt sind. Wir können iaus versc:hi1edenen
Gründen dapüher nicht hinausgehen. Wir er­
innern uns noch sehr gut ,an 'eine Zeit, in dtr
die fleischpreise hinaufgetrieben wurden, weil
gerade in dieser Zeit ein fühlbarer Mangel an
Fleischa:ufgetreten ist. Ilch :glaube, daß ma'n
mit dieser Maßnahme Gefahr,en ,beheben kann
die in ,den Sommermonaten zweifellos wiede;
in Erscheinung tret,en wcpden. Daß wir vor
Gefahren stehen, mag richtig sein. In ,den
letzten sieben J,ahr,en sind wir Österreicher
nachgerade gewo·hnt, solchen Gefahr,en ins
Auge z,u blioken und ihnen, soweit es in
unserer Macht steht, irgendwie zu begegnen.­
Wir wissen, daß wir in den letzten Jahren in
der Getreideversor,gung oftmals in Schwierig­
keiten gekommen und daß ext'fcme Aufkäufer in
Ersdheinung ·getreten sind, gegen die wir
machtlos waren. Wir wissen" daß unsere Wirt-

gen, die Schweinehaltung einzuschrän~en. Wir
sehen heute schon den Zustand, daß bei vielen
Bauern das Bestreben herrscht, den Schweine­
stand herabzusetzen. Es ,kommen immer \vieder
Berichte herein, daß -die Hausschlachtungen
jetzt häufiger sind ,aIs früher. Das geschieht
sellbstverständlich -nur deshalb, weil eben ein
futtermittelmangel herrscht 'und die Schweine­
haltung daher nicht mehr rentabel ist. Vor
einiger Zeit war ein Artikel in der " Inter­
nationalenWidschaftswoche" zu lesen, wo
darauf ,hingewiesen wurde, daß der Schweine­
stand in Österreich zu 'hoch ist, und daß man
dadurch, daß man di,e Schweinehaltung für
kleine iBetriebe unrentabel macht - 'unrentabel
wird sie durch die Poiitik, die bisher getrieben
'wurde - die Schweinezucht beeirnträchtirgten
will. Im februar brachte das Institut für
Wirtschaftsheratung -eine lange Ahh'andlung
üher die derzeitige Entwicklung in der Land­
wirtschaft, in der angegeben wurde, ,daß ein
Futtermittelmangel bestehe und daß man als
Schlußfolgerung den Schweinestand senken
müsse. Es wurde noch hinzugefügt, ,daß das
eine konstr:uktirve Agrarpülitik sei

Daraus rgeht hervor, ,daß infolge de;' heutigen
Agrarpolitik, rdieeiner Kriegswirtschaftspolitik
~ehr nahe kommt, große Schwiedgkeiten und
große Gefahren für die landwirtschaftliche
Produktion in Österreich und damit auch für
die V,ersor.gung der Industriebevöllkerung beste­
Ihen. Das weiß 'jedermann, der die Dinge aus
€igener Erfahrung kennt oder si,eht, wie sie
draußen sind. In Niederöst~rreich ist es heute
so, ·daß ,der Rinderstand noch immer um
1(j Prozent 'und der Schweinestand noch um
23 Prozent ,geringer ist, als er vor dem
Krieg war.

Im heutigen Einlauf des Landtages ist ein
Antrag, der auf die Gebhren, die unserem
Viehsta:nd .drohen, hinweist, und zwar auf die
Maul- und Klaruenseuche. Auch dieser An+rag
beweist, weIche Oefahren es gibt.

Ich möchte dabei noch darauf verwei:;en,
daß der Viehausgleich überhaupt im Stock;:n
geraten 'und von ,einer Viehaufstodkung über­
haupt keine ,Rede ist. Es besteht die erns:e Ge·
fahr, daß ,der Rinderstand - auch der Stand
8n Kühen ist in einigen Bundesländern schon
gesenkt worden, nämlich in Tirol und Kärn­
ien - herahgesetzt wird und der Schweine­
stand ebenfalls sehr radik,al zurückgeht. Damit
sind na~ürIich die Gefahren, die zweifellos
drohen und mit denen man sich ernstlich be­
fassen muß, nicht gebannt. Man könnte glau­
hen, daß die Landesregierung, die Landwirt­
schaftskamm,:r und auch der Landtag alle An­
strengungen machen, um den Viehausgleich
wieder in Gang zu setzen und damit di'e Vieh­
aufstock'ung zu lermöglichen. Das ist aber nicht



schaft durch die Errichtung von Or'eißlereien,
die nicht 'unter die österreichische Hoheit fal­
len, Schwierigkeiten bereitet 'werden. Es gibt
also der ,Gefahren eine ganze Menge, unte:'
denen wir schwer zu leiden hahen. Diese Ge­
fahren bestehen darin, daß eine Kriegswirt­
schaftspolitik betrieben wird, 'aber nicht von den
Östcrreichern, sondern von dien Kräften, die
bedauerlicherweise noch immer, heute sieben
Jahre nach iB'eendigung des Krieges, in Öster­
reich ihren ,Einfluß 'haben.

Wir haben auch noch andere Gef'ahren! Die
Maul- und Klauenseuche hat si,ch natürlich auf
die fleischversorgung ungünstig ausgewirkt.
Es ist also nur wenig Fleisch vorhanden, das
wir auf Lager legen können. Der gute Wille
ist 'aber zweifellos vorhanden und wir glauben,
daß diese Menge zusammen mit dem guten
Willen der Produzenten, der öffentlich in Er­
scheinung tritt, genügen 'wird, um eine fühl·
bare Verschlechterun:g auf dem Gebiete de;­
fleischpreisersteHung hintanzuhalten, damit
die Ruhe in unserem Land aufrechterhalten
bleibt. Wir stimmen diesem Antrag zu und
geben der Hoffnung Ausdruck, daß diese
fleischmenge, so gering sie ,auch sdn mag, ge­
eignet ist, mit dazu beizutmgen, daß das
Gleichgewi<cht auf dem Gebiet der Preiserstel­
lang für Lebensmittel in Österreich erhalten
wird. (Beifall bei den Sozialisten.)

2. PRÄS'IDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abgeordneter Ba chi n ger.

Abg. BACHINGER: Hohes Haus! Wi:::
aus den Mitteilungen ,des Herl1n ßerichter"tat­
ters sowie au" ,den Aasführ:ungen meiner
beiden Herren Vorredner hervorgeht, ist es zu
begrüßen, daß das Land Niederösterreich für
die fleischknappe Zeit,also für die Sommer­
monate, einen iBetragauswirft, mit ,dem etwas
geleistet werden kann. Wenn auch gesagt
wurde, daß die in Aussicht genommenen Mittel
etwas knapp und diese 100 Tonnen auf Vorrat
angelegtes Fleisch gering erscheinen, so ist ,die
Aktion diennoch zu begrüßen. Es ist auch zu be­
grüßen, daß, wie 'alus dem Bericht hervorgeht,
auch die Gemeinde Wien für diesen Zweck
bereits 20 Millionen Schilling und das Land
Obel'österreich 2 Millionen Schilling zur Ver­
fügung gesteHt haben.

Wenn der Herr ,Landesrat Geuner in seiner
Rede ausgeführt hat, ,daß in ,der landwirt­
schaftlichen Produktion zu wenig geleistet
wird, so muß man doch mit Genugtuung fest·
steHen, daß der vorletzte Wiener Markt mit
ungefähr 8000 Schweinen beschickt war, VOll

denen 6500 aus dem Inland stammten. Ich
gl,auhe, daß zu einer Zeit, in der dauernd
kritisiert wird, daß die Futtermittel knapp sind,
diese Zahlen beweisen, daß die Iandwirtsch.aft-

liehe Produktion mit wirtschaftseigenen Futter­
mitteln ,und mit dem Zusatz von 'futtermitteln
aus dem Ausland hier für die Ernährung d~s

Volkes mit Schweinefleisch wirklich etwas
Großes geleistet hat. Im vef'gangenen Herbst
war die Schweinefleischproduktion vielleicht
etwas ungünstiger, weil die wirtschaftseigenen
Futtermittel zu Ende gingen 'Und daher .Z'Um
größten Teil auf ausländische futtermittel zu­
rückgegriffen werden mußte. Es wird daher
notwendig sein, daß man in der Zeit, wo viel­
leicht wieder eine Futtermittelknappheit ein­
tritt, auf diese Vorräte zurückgreifen kann. Die
ver,gangene Zeit, in der es wirklich hart war,
das notwendige Fleisch ,auf den Markt zu brin­
gen, weil ebe'n die notwendig,enFuttermittel
nicht zur Verfügung gestanden sind, hat uns
gelehrt, wie man es besser machen kann. Man
muß sich eben in der Zeit, wo das Schweine­
fleisch etwas knapp wird, auch mit Rindfleisch
zufriedengeben.

Von allen Rednern wurde betont, daß es in
Zukunft nicht mehr zu Versorgungsschwierig­
keiten kommen soll. Infol,ge der herrschenden
Maul- undi K lauenseluche, die beda'ulCrIictl'Crweise
noch immer nicht ,eingedämmt werden konnte,
steht allerdings zu befürchten, daß in dieser
Zeit aus Angst in den Sommermonaten Tiere
zu früh auf den Markt gebracht werden, 'um
den 'Besitzer vor größerem Schaden zu be­
wahrerl. Dadurch wird aber das erst halb ge­
mästete Vieh frühzeitig dem Konsum zuge­
führt werden.

Man kann unserer Landwirtschaft gewiß
nicht nachsagen, daß sie in di,es,er schweren
Zeit nicht das ihre zur Versof'gung der
Bevölkerung mit den notwendigsten Nahrungs­
mi,tteln geleistet hat. Der vorletzte Markt, auf
dem 6500 Schweine aus dem Inland vel'kauft
wurden, hat bewiesen, daß die 'ß,auern ihre
Pflicht tun. Wenn man die jetzige Zeit nun
dazu benützt,a:us dem Markt den Überschuß
herausmholen, um ihn für die knappe Zeit
wr Verfü,gung zu haben, so ist das nur be­
grüßenswert. Es muß auch die Industriebevöl­
kerung einsehen, daß sie, wenn irgendeine
Knappheit in der fleischversorlgung eintritt,
eben in ,dieser Zeit eine andere ,fleischgattung
wählen muß. (Beifall bei der ÖVP.)

2. PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist er­
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das
ScMußwort.

Berichterstatter Abg. SCHÖBiERL (Schluß­
\Vort): Ich bitte nochmals um Annahme des
Antrages desfinanz,ausschusses.

2. PRÄSIDENT (nach Abstimmunr,): A 11­

ge n 0 m me n.
Hoher Landtag! Morgen feiert Präsident

SaßIIlann scilH~n (lO. Geburtstag. Ich befinde
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mich sicherlich in Übereinstimmung mit dem
ganzen Haus, wenn ich dem Herrn Präsidenten
Saßmann aus diesem Anlaß die herzlichsten
und aufrichti,gsten Glückwünsche des Hohen
Landtages entbiete. Möge es ihm auch in den
kommenden Jahren vergönnt seIn, in voller Ge­
sundheit in seinem Wirkungsbereich im ,Inter­
esse des Landes Niederösterreich zu wirken.
Das wünsche ich dem JubHar zu seinem mor­
gigen 60. Geburtstag im eigenen Namen 'und
im Namen des Hohen Hauses aus vollem Her­
zen. (Lebhafter Beifall im ganzen Haus.)

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt.

Es werdenfO'lgende Ausschüsse ihre Sitzmngen
abhalten: finanwusschuß sogleich nach Ple­
num im Herrensa'al, Schulausschuß sogleich
nach Plenum im 'Prälatensaal, Wirtschaftsaus­
schuß nach dem Schulausschuß im Prälaten­
saal. Die Ausschußsitzungen 'beginnen sofort
nach Beendigung der 'Sitzung.

>Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wegebekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchlufJ der Sitzung ulll16 Uhr 55 Minuten.)


